
genehmigte  Verhandlungsschrift  Gemeinderatssitzung  16.  Dezember  2020

Verhandlungsschrift

der  Gemeinderatssitzung  vom  16.  Dezember  2020

Die  Verhandlungsschrift  der  Gemeinderatssitzung  vom  16.  Dezember  2020  wurde  vom  Gemeinde-

rat  in  seiner  Sitzung  am 17.  März  2021  ohne  Einwendungen  genehmigt.

Oß. Veranstaltungszentrum  Vasoldsberg,  Sportstraße  IO

18.00  Uhr

Vorsitz: Bürgermeister  Johann  Wolf-Maier

Anwesend: alle  21 Gemeinderäte  innen

Zusätzlich  anwesend:

Entschuldigt:

Unentschuldigt:

Protokoll: AL  Ing.  Karl  Linhard

ZuhörerInnen: keine

Eröffnung  und  Begrüßung,  Feststellen  der  Beschlussfähigkeit

Fragestunde

Tagesordnung:

Punkt  1.)

Punkt  2.)

Berichte

Punkt  3.)

Punkt  4.)

Punkt  5.)

Beratung  und  Beschlussfassung  über  Annahme  der  vorläufigen  Verhandlungs-

schrift  der  Sitzung  des  Gemeinderates  vom  24.  September  2020

Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Hebesätze  bzw.  die  Höhe  der  zu

erhebenden  Abgaben  für  das  Kalenderjahr  2021

Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Höhe  der  zur  rechtzeitigen  Leistung

von  Auszahlungen  erforderlichen  Kassenstärker  gemäß  § 82,  Stmk.  GemO  für

das  Kalenderjahr  2021

Beratung  und  Beschlussfassung  über  den  Gesamtbetrag  der  Darlehen  und

Zahlungsverpflichtungen  gemäß  § 80,  Stmk.  GemO  für  das  Kalenderjahr  2021
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Punkt  6.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  den  Dienstpostenplan  (Stellenplan)  für  das

Kalenderjahr  2021

Punkt  7.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  den  Nachweis  über  die  Investitionstätig-

keit  und  deren  Finanzierung  für  das  Kalenderjahr  2021

Punkt  8.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  das Budget  von  der  Gemeinde

verbundenen  Beteiligungen  für  das Ka}enderjahr  2021  gemäß  § 71b  Abs.  1

Stmk  GemO,  wenn  deren  Wirtschaftsjahr  mit  dem  Haushaltsjahr  der

Gemeinde  übereinstimmt

Punkt  9.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Annahme  des Haushaltsvoranschlages

2021

Punkt  10.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Annahme  des mittelfristigen  Haus-

haltsplanes  für  die  Jahre  2022  - 2025

Punkt  l1.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  einen  Nachtragsbeschluss  zur  48.  Änderung

des Flächenwidmungsplanes  4.0,  VF  4.48,,SeneCura"

Punkt  12.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  49. Änderung  des Flächenwidmungs-

planes  4.0,  VF  4.49,,,Aschenbachberg  Nord"

Punkt  13.)  Beratung  und  Besch]ussfassung  über  Vemendung  des Gemeindewappens  für

das neue  Logo  der  Feueüehr

Punkt  14.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Annahme  einer  Zustimmungs-  und

Verpflichtungserklärung  zum  Landeszuschusses  betreffend  Kommunales

Investitionsgesetz  2020

Punkt  15.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Förderung  des Privatwegausbaues

Gartenstraße

Punkt  16.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  diverse  Umbauarbeiten  und  die  Errich-

tung  eines  Zubaues  im  Wirtschaftshof

Punkt  17.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  einen  Nachtrag  zur  Finanzierungsverein-

barung  mit  der  Gemeinde  Nestelbach  (Beschluss  des Gemeinderates  vom  2.

Februar  2017,  Tagesordnungspunkt  9) für  die  Generalsanierung  Volksschule

Nestelbach  und  Turnsaalneubau

Punkt  18.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  weitere  Vorgehensweise  (Übergangslö-
sung  und  Weiterführung)  des Anrufsammeltaxis  GUSTmobil

Punkt  19.)  Beratung  und  Beschlussfassung  darüber,  dass  der  Gemeinderat  im  Interesse  der

Zweckmäßigkeit,  Raschheit,  Einfachheit  und  Kostenersparnis  das ihm  gemäß

§ 43,  Abs.  2, lit.l.  der  Stmk.  GemO  idgF.  zustehende  Beschlussrecht  in  An-

spruch  nimmt,  durch  Verordnung  dem  Gemeindevorstand  den  Eüerb  und  die

Veräußerung  von  beweglichen  Sachen  sowie  die  Vergabe  von  Bau-,  Liefer-  und

Dienstleistungsaufträgen,  im  Rahmen  des Voranschlages  zu  übertragen,  wenn

die  Kosten  (bei  regelmäßig  wiederkehrenden  Vergaben  die  jährlichen  Kosten)

im  Einzelfall  drei  Prozent  der  Summe,,Erträge  des Ergebnisvoranschlages  Ge-

samthaushalt"  des laufenden  Hausha}tsjahres  nicht  übersteigen

Punkt  20.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Annahme  der  Beitritts-  und  Zustimungs-

erklärung  betreffend  Reprografievergütung  gem.  §42b  Urheberrechtsgesetz

Punkt  21.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Erlassen  einer  50 km/h-Geschwindigkeits-

beschränkung-,,Steinbergstraße  - Bereich  Steinbergstraße  53"

Punkt  22.)  Allfälliges

Punkt  23.)  Personenes

(nicht ntlich und vertraulich  gemäß §59 Stmk. GemO)
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Zusätzlicher  Tagesordnungspunkt:

Punkt  24.)  Bericht  des Prüfungsausschusses  über  das 3. Quartal  2020

Eröffnung  und  Begrüßung,  Feststellen  der  Beschlussfähigkeit

Der  Bürgermeister  begißt  alle  Anwesenden,  stellt  die  Beschlussfähigkeit  fest  und  eröffnet  die  heu-

tige  Gemeinderatssitzung.

Er  berichtet,  dass Vorstandsmitglied  Michael  Kaufmann  ca. eine  halbe  Sfünde  später  komi'nen  wird.

Er  berichtet  weiters,  dass er den  TOP  13.)  betreffend  Verwendung  des Gemeindewappens  für  die

Feuerwehr  heute  von  der  Tagesordnung  nehmen  muss,  da noch  diverse  Abklärungen  mit  dem  Land

Steiermark  diesbezüglich  zu tätigen  sind,  und  der  Punkt  daher  derzeit  noch  nicht  beschlussreif  ist.

Anschließend  stellt  er den  Dringlichkeitsantrag,  einen  weiteren  Tagesordnungspunkt  auf  die  heu-

tige  Sitzung  nehrnen  zu dürfen  und  diesen  am Ende  der  Sitzung  zu  behandeln:

Punkt 24.) Bericht  des Prüfungsausschusses über das 3. Quartal  2020

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimrnig  angenomrnen.

Fragestunde

Bausch:

Wie  ist  der  derzeitige  Stand  bei  den  E-Attesten,  und  sind  auch  weitere  Gebäude  bereits  kontrolliert

worden?

Bürgermeister:

Nein,  noch  nicht.  Heute  sind  die  Atteste  und  Berichte  fiir  das Gemeindezentrum  (Gemeindeamt  und

Feuerwehr)  und  für  den  Kindergarten  Haupthaus  1 (Kindergarten  alt)  übermittelt  worden.  Diese

beiden  Gebäude  sind  jetzt  fertig,  und  jetzt  wird  der  Vorstand  die  weiteren  Gebäude  angehen.  Beim

neuen  Kindergarten  gibt  es selbstverständlich  ein  akfüelles  Attest.

Neuhold:

Ich  habe  eine  Frage  zur  neuen  Homepage,  zum  Inhalt:

Hier  gibt  es das Thema,,Natur  bei  Graz"  von  den Geschwistern  Payandeh.  Warum  wurde  der  Inhalt

nicht  gleich  übernommen  wie  auf  der  alten  Homepage?

Bürgermeister:

Ich  denke  mir,  dass es den  Grund  hat,  dass die  Homepage  noch  nicht  vollständig  gefüllt  ist. Das  klä-

ren  wir  ab. Wir  haben  mit  der  Situation  im  heurigen  Jahr  auch  extreme  Einbußen  in  den  Arbeitska-

pazitäten  gehabt,  und  ich  nehrne  an, dass es nur  daran  liegt.  An  der  Größe  und  am Volumen  karu'i  es

nicht  liegen,  auch  vom  Interesse  her  ist  das Thema  erstklassig  gelungen.  Die  Gemeinde  hat  sich

auch  entschlossen  ein  Buch  dazu  drucken  zu lassen  und  dieses  zu einem  sehr  günstigen  Preis  zu

verkaufen.  Das  Projekt  ist  begißenswert  und  wir  werden  schauen,  dass wir  die  restlichen  pdf  auch

auf  die  Homepage  laden.  Ist eine  gute  Werbung  für  die  Gemeinde  und  eine  ganz  tolle  Sache.

Dr.  Waldhuber  ergänzt,  dass er bereits  mit  Hr.  Griech  gesprochen  hat,  und  dieser  gemeint  hätte,  es

seien  zu viele  pdf.

Der  Bürgermeister  will  dies  klären.

Mag.Rupp:

Gibt  es Infos  zum  derzeitigen  Stand  betreffend  Ausbau  des 5G-Netzes?
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Bürgermeister:

Direkt  zu  uns  gekommen  sind  keine  Informationen  dazu.

Wir  haben  allerdings  betreffend  Breitbandausbau  versucht  die  Infoschiene  über  die  A1 zu  forcieren

und  möglichst  viel  hier  im  Rahmen  unserer  finanziellen  Möglichkeiten  zu  machen.  Es sind  derzeit

viele  Themen  unterwegs,  die  wir  mit  der  A1  gemeinsam  positiv  erledigen  wollen.  Wir  haben  auch

feststellen  müssen,  dass  es schon  sehr  viele  Bereiche  mit  Leerverrohrungen  gibt,  die  uns  z. T. gar

nicht  bekaru'it  waren,  welche  von  der  die  A1  oder  der  Post  verlegt  wurden  und  die  bereits  zur  Verfii-

gung  stehen.

Amtsleiter  Linhard  ergänzt,  dass  die  A1 auch  angeboten  hat,  die  Informationstage,  die  bereits  ein-

mal  im  November  stattgefunden  haben,  im  Februar  nochmals  abzuhalten.

Der  Bürgen'neister  ergänzt  dazu  noch,  dass  die  Infotage  im  November  ein  voller  ErfoIg  waren,  sehr

viele  Interessierte  gekommen  sind,  weil  im  Vorfeld  gut  informiert  wurde.

Hamm:

Die  Photovoltaikanlage  beim  Gemeindezentrum  ist  fertiggestellt  und  funktioniert  auch  bereits,  er

findet  das sehr  gut.

Er  firagt  jetzt  des Interesses  halber  ob er Einsicht  in  das Gutachten  nehmen  karu'i,  warum  die  Anlage

nicht  am  Dach  des Gemeindezentrum  montiert  werden  konnte.

Bürgermeister:

Das  wäre  auch  unser  Lieblingsstandort  gewesen.  Wir  haben  auch  beim  Statiker  nachgefragt  und

dieser  hat  dezidiert  angegeben,  dass  aufgnind  der  Lasten  und  speziell  der Schneelast,  wo  wir  der
Meinung  waren,  dass  diese  sowieso  gegeben  ist,  die  Anlage  nicht  am  Gemeindedach  montiert  wer-

den  kann.

Wir  haben  daru'i  lange  danach  gesucht,  wo  die  Anlage  aufgestellt  werden  kann.  Grundsätzlich  gibt

es dieses  Gutachten,  wir  haben  es auch  extra  angefordert,  weil  wir  die  Anlage  dort  haben  wollten.

Aber  es war  leider  nicht  möglich.  Es sind  aufgtund  der  schneereichen  Jahre  in  der  Vergangenheit

die  Dachlasten  in  den  ONORMEN  wesentlich  erhöht  worden,  und  das  war  der  Hauptgi'aund,  dass

wir  die  Anlage  dort  nicht  aufstellen  durften.  Aus  meiner  Sicht  haben  die  Photovoltaikplatten  kaum

ein  Eigengewicht,  trotzdem  war  es nicht  möglich.

Neuhold:

Noch  eine  Frage  zum  Voranschlag:  Ist  es nicht  möglich  den  Voranschlag  als pdf-Datei  zu  bekom-

men?

Biirgermeister:

Wir  halten  uns  hier  gnindsätzlich  an die  Vorgaben  des Gesetzes,  und  hier  ist  die  sog.,,GHD-Datei"

als Medium  vorgesehen  und  so praktizieren  wir  dies  auch  geset'esgetreu.  So wurde  es auch  bisher

gemacht  und  so wollen  wir  es auch  beibehalten.  Es ist  diese  Datei  auch  auf  der  Homepage  sichtbar,

und  alles  andere  ist  die  gedruckte  Version.

Neuhold:

Und  wenn  er es pifen  lässt,  ob es auch  anders  geht?  Bei  Kollegen  in  anderen  Gemeinden  wird  dies

durchaus  so praktiziert.

Bürgermeister:

Grundsätzlich  ist  es nicht  so vorgesehen.  Er  will  sich  aber  noch  erkundigen.  Wir  haben  die  Vor-

gabe,  dass  der  Voranschlag  vom  Land  Steiermark  geprüft  werden  muss,  dazu  wird  er auch  entspre-

chend  übermittelt.  Grundsätzlich  haben  wir  ihn  in gedruckter  Form,  so dass  er als  Nachschlagewerk

imrner  - auch  ohne  Computer  - zur  Verfügung  steht.

Punkt  1.) Berichte

Der  Bürgermeister  bringt  anschließend  folgende  Berichte:
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'& Er  richtet  Gräße  von  Pfarrer  Dr.  Wilfing  aus und  auch  beste  Wünsche  für  die  Weihnachten

werden  iiberbracht;  ein  Buch  des Pfarrers  wird  verteilt  statt  des Neujahrsempfanges  im  Jän-

ner;

Vorstandsmitglied  Kaufmann  kommt  um  18.17  Uhr.

-&. Ausbau  Maxleggweg  inkl.  Leerverrohning  Breitbandinternet  für  heuer  abgesfölossen  -

heuer  keine  Asphaltierung  mehr;  es wurden  leider  7 Stk.  Giga-Pipe  DN  300-Rohre  EL6 m

von  der  Baustelle  gestohlen;

4 Wasserleifüngsbau  Birkengreith  - Beginn  der  Bauarbeiten  war  Ende  November  gemeinsam

mit  Fa. Hofer  und  dem  Wasserverband

4 Straßenbeleuchfüng  Karnerstraße  und  Leerverrohrung  Breitbandinternet  - Verkabelung  fer-

tiggestellt  - Aufstellen  der  Leuchten  für  2021 geplant

'4- Vermessung  oberes  Teilsfück  Kaminstraße  von  Bereich  Windisch  bis Steinbergstraße  war

geplant  - musste  aufgnind  Corona  verschoben  werden

4 Arbeiten  Erweiterung  SeneCura  Sozialzentrum  schreiten  gut  voran

4 Baubeginn  für  18 weitere  Wohneinheiten  der  Wohnbaugnippe,,Ennstal"  im  Bereich  Va-

soldsberg  Ost  hat  stattgefunden

4  Bedarfszuweisungen  - Zusagen

€ 4.500,00  zusätzlich  für  Ankauf  Pritschenwagen

€ 8.000,00  'für  Errichfüng  Photovoltaikanlage  samt  Stromspeicher  beim

Gemeindezentrum

€ 20.000,-  fürAusbauMax1eggwegfür2021;jetztAusbaufürdreiJahregeplant

4 neue  Reinigungskraft  in  der  Hügellandschule  - Fr. Rauch  hat  am 30. November  über  WIKI

ihre  Arbeit  begoru'ien

% Antrittsbesuch  des neuen  Bezirkshauptmaru'ies  Mag.  Andreas  Weitlaner  in der  Gemeinde

war  am 14. Oktober  2020

-& alle  Ausschüsse  der  Gemeinde  wurden  konstifüiert  und  die  Ausschüsse  können  jetzt  arbeiten

4- am 10. November  2020  war  die  Übernahrne des Ford  Pritschenwagens  von  Auto  Gangl

4 Änderungen im  Tourismus  stehen  bevor  - größere  Tourismusverbände  ab 1. Oktober  2021

geplant  - Tourismusverband  "Region  Laßnitzhöhe"  wird  in  den,,Tourismusverband  Region

Graz"  übergeführt;  unser  derzeitiges  Guthaben  im  Budget  wird  noch  vorher  abgenifen;

% Revision  Flächenwidmungsplan  - Ausschreibung  in  der  Gemeindezeifüng  (Weihnachtsaus-

gabe)  für  das Einbringen  von  Baulandwünschen  bis 12. März  2020  möglich;  Revision  soll

binnen  zwei  Jahren  abgeschlossen  werden;

& FF Vasoldsberg  hat  Fahrzeugkonzept  2020-2030  vorgestellt;  dieses  wurde  auch  allen  Ge-

meinderäten  übermittelt;  es soll  in einem  Ausschuss  beraten  und  2021 im  Gemeinderat  be-
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handelt  werden;

& der  Landkrimi,,Steirerwut':  der  Vasoldsberg  sehr  gut  in  Szene  setzt,  wurde  Anfang  Novem-

ber  im  ORF  ausgestrahlt;  es gab ein  sehr  positives  Echo;

4 im  Herbst  gab es eine Sonderausgabe  der  Gemeindezeifüng,  in  der  alle  Vasoldsberger  Ge-

werbetreibende  und  Selbstvermarkter  die  Möglichkeit  hatten  kostenlose  Werbeeinschalfün-

gen  zu schalten;

4 vom  Verfassungsgerichtshof  wurde  eine  endgültige  Entscheidung  betreffend  beantragte

Schu1sprenge1änderung  getroffen  - unser  Ansuchen  um  Anderung  wurde  recht  lapidar  abge-

lehnt;  daher  sind  weiterhin  Kosten  an die  jeweiligen  Sprengelgemeinden  zu zahlen;

4 Vasoldsberg  ist  seit  Ende  November  Vorsitzgemeinde  in  der GU-Süd  - der  Bürgermeister  ist

der  neue  Obmann;  die  KEM-Region  GU-Süd  wurde  vom  Verein  GU-Süd  getrennt  - Bgm.

Tulnik  aus Fernitz  ist  hier  zuständig;

Y-  .

4 neues  Buswartehaus  im  Bereich  des Grundsfückes  der  AWG  Schemerlhöhe  in  Birkengreith

in  der  Nähe  der  Kapelle  wurde  aufgestellt;  ein  weiteres  soll  im  Bereich  Cafe  Franziska  auf-

gestellt  werden;

4- derzeit  Überlegungen  für  einen  Eintausch  der  beiden  alten  Mähdrescher  gegen  einen  neuen;

€' Partieführer  Hans  Grasser  feierte  einen  runden  Geburtstag;

4 die  Corona  Massentests  im  Veranstalfüngszentrum  sind  gut  gelaufen;

Punkt  2.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Annahme  der  vorläufigen  Verhandlungs-

schrift  der  Sitzung  des Gemeinderates  vom  24. September  2020

Die  vorläufige  Verhandlungsschrift  der Sitzung  des Gemeinderates  vom  24. September  2020  wurde

allen  Gemeinderäten  übermittelt.  Schriftliche  Anderungswünsche  oder  Einwände  dazu  wurden  nicht

eingebracht.

Damit  ist  die  Verhandlungsschrift  vom  24. September  2020  einstimrnig  genebmigt.

Der  Genehmigungsvermerk  wurde  auf  der  Verhandlungsschrift  angebracht  und  diese  im  Anschluss

von  den  Schriftführern  unterfertigt.

Punkt  3.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Hebesätze  bzw.  die  Höhe  der  zu

erhebenden  Abgaben  für  das Kalenderiahr  2021

Die  Hebesätze  bzw.  die Höhe  der  zu erhebenden  Abgaben  für  das Kalenderjahr  2021 werden  vorge-

stellt  und  erläutert.

GR  Neuhold  hat eine  Frage  zum  Anlagespiegel  - diese  wird  von  der  Buchhalterin  Fr. Adler  beant-

wortet.

Generell  werden  die  Übersichtlichkeit  und  die  Vorbereitung  des Voranschlages  gelobt.

Antrag  und  Beschluss:
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Der  Bürgeri'neister  stellt  den  Antrag  folgende  Hebesätze  bzw.  Höhen  der  Abgaben  für  das

Haushaltsjahr  2021 zu beschließen:

Grundsteuer:

für  land-  und  forstwirtschaft1iche  Betriebe.

für  sonstige  Grundsfücke...............  .

.500  v. H. der  Meßbeträge

500  v. H. der  Meßbeträge

Die  Hundeabgabe  wird  im  Haushaltsjahr  2021  in  nachstehender  Höhe  erhoben:

1.  Mind.  € 60,-  gem.  § 2 Abs.l  Strnk.  Hundeabgabegesetz  2013  idgF

2. Wach-,  Berufs-  und  Jagdhunde  50%  davon

3. Abgabenbegünstigung  in  Höhe  von  50%  bei  Ablegung  der  Begleithundepräfung  bei  einer

Hundeschule  mit  tierschutzqualifizierten  Hundetrainern  bedient

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstirnmig  angenornrnen.

Punkt  4.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Höhe  der  zur  rechtzeitigen  Leistung

von Auszahlungen  erforderlichen  Kassenstärker  gemäß e4 82, Stmk. GemO  für

das Kalenderiahr  2021

Die  Abwicklung  zur  Vergabe  des Kassenstärker  (Einholen  der  Angebote)  für  das KJ  2021  wird  von

Fr. Adler  vorgestellt.  Es wurden  vier  Institute  um  Angebote  gebeten,  drei  Angebote  wurden  abgege-

ben  (von  der  BAWAG  P.S.K.,  der  Stmk.  Sparkasse  und  der  Raiba  Hausmannstätten).

Die  Auswertung  derselben  ergab,  dass zwar  die  Stmk.  Sparkasse  insgesamt  gesehen  das billigste  An-

gebot  vorgelegt  hat, allerdings  wäre  einerseits  ein  Wechsel  aufgnind  des riesigen  Aufwandes  (viele

Anderungen  wie  Briefpapier,  Kto.  Nr.,  etc.)  nicht  gerechtfertigt,  andererseits  haben  Stmk.  Sparkasse

und  Raiba  keine  Bearbeitungsgebümen bekannt  gegeben.  Daher  wird  das Angebot  der BAWAG

P.S.K.  als Bestbieterangebot  zur  Vergabe  empfohlen.

Die  Angebotsaufstellung  stellt  sich  wie  folgt  dar:

Angebotsgegenüberstellung  Kassenstärker  2021

Basis:  Zinssatz  gebunden  an  den  3-Monate-EURIB0R

Kredithöhe:  €f 1.2CIC).C)0ü,ü0

ptrms.  !;;par)<ovv* H A@V  A(,iljS.K. lä!Al !3Ai Hmat.l

H:::; I
Aufschlag  in

%
0,600% 0,500% 0,6%"

;g::- J Zinssatz  in

%
O,OOO% O%' O,OOO%

Kontüs Quartal

Abschluss

hafter  B

loser  Umsat"  B

"  er"a

Elektrünischer  Umsatz-

einmalige  Bearbeitungsgebühr

Beispiel:ein  Quartal'

Datenträger/Quartal

beleglose  Umsäte

beleghafter  Umsatz

Abschluss

1137

1 250

64ü

€  21  ,63

€ C),81

€ 0,27

€ 0,27

€ ü,27

€  30a.  99

€ 3:G1.  g3

€ 51 8.40

€  21 (i3

€ 17,00

€ ü,75

€  0,30

€ 0 35

€ 0 30

€ 2ü0,C)ü

€  397.%

l:  377,7[)

€  4aO,00

€ 17  00

€ 24,52

€ 1 .58

€ 0,36

€ 0,36

€ 0.36
k.A.

€  409,32

€  453.24

€  j 1fü.20

€  2  4,  52

aab  Guthaben  €  0,5  Mio  bltte  Rucksp+aiihe
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Antrag  und  Beschluss:

Gemeindekassier  Czerny  stellt  den Antrag,  den Kassenstärker  in einer  Höhe  von  € 1,2 Mio.  an die

BAWAG  P.S.K.  zu folgenden  Konditionen  zu  vergeben:

12qwoe p.s.xj
o,soo"*

SUMMEN € 1 .472.65

aaZahlen wumen  vom 3.Quarfö1 2(Y7  veiwendet

'ab  Guthaben  € [).5 Mio. bitte  Rucksprache

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenommen.

Punkt  5.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  den  Gesamtbetrag  der  Darlehen  und

Zahlungsverpflichtungen  gemäß F4 80, Stmk. GemO für  das Kalenderiahr  2021

Die  Einzelnachweise  über  die  Finanzschulden  und  den  Schuldendienst  (Anlage  6c) werden  lcurz

durchbesprochen  und  erläutert.

Anfangsstand  2021 (Stand  31.12.2020)  für  Darlehen

Investitionszwecke  und  Finanzschulden  für  den

laufenden  Aufwand: € 4,428.400,00

Stand  Ende  2021  (31.12.2021): € 4,230.400,00

Antrag  und  Beschluss:

Der  Bürgermeister  stellt  den  Antrag,  den  Gesamtbetrag  der  Darlehen  für  Investitionszwecke  und  die

Zahlungsverpflichfüngen  (lt.  Anlage  6c des Voranschlages  2021)  mit  einer  Summe  per  31.12.2021

von  € 4,230.400,00  zu  beschließen.

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstirnmig  angenoinmen.

Punkt  6.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  den  Dienstpostenplan  (Stellenplan)  für  das

Kalenderiahr  2021

Der  Dienstpostenplan  für  das Kalendetjahr  2021 wird  vorgestellt,  erläutert  und  kurz  diskutiert.  Es

sind  keine  wesentlichen  Anderungen  gegenüber  2020  vorgesehen.
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Antrag  und  Beschluss:

GR  Bartoska  stellt  den  Antrag,  den  Dienstpostenplan  für  2021,  der  einen  Bestandteil  des Gesamtkon-

volutes,,Voransch1ag  2021"  bildet,  so wie  aufgelegt  zu beschließen.

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstirnrnig  angenornmen.

Punkt  7.) Beratung  und  Beschlussfassung  über  den  Nachweis  über  die  Investitionstätig-

keit  und deren  Finanzierung  für  das Kalenderiahr  2021

Die  geplanten  investiven  Vorhaben  für  2021 werden  einzeln  durchbesprochen,  inkl.  der  dazu  ge-

planten  Finanzierungen.

Über  einzelne  Vorhaben  wurde  kurz  diskutiert:

*  Investitionen  für  die  Freiwillige  Feuerwehr  wurden  bereits  tlw.  für  2023  budgetiert.

*  Betreffend  möglicher  erforderlicher  Investitionen  für  die  Volksschule  - dazu  gibt  der  Bürger-

meister  an, dass hier  momentan  die  rechtlichen  Voraussetzungen  (Änderung  Schulsprengel)

nicht  gegeben  sind.

*  Auch  betreffend  Hochwasserschutz  fehlen  noch  Genehrnigungen  und  tlw.  auch  die  Finanzierun-

gen. Der  Stand  der  einzelnen  Projekte  dazu  (RHB  Wagersfeld,  Prenterbach  und  Kapellenstraße)

wird  kurz  erläutert  und  diskutiert.  Großteils  gibt  es hier  sehr  schwierige  Grundsfücksverhand-

lungen.

Antrag  und  Beschluss:

GR  Ing.  Kaps,  BEd.  stellt  den  Antrag,  die  geplanten  investiven  Vorhaben  fiir  das Jahr  2021,  welche

im  Abschnitt,,Nachweis  der  Investitionstätigkeiten"  im  Gesamtwerk,,Voransch1ag  2021"  vorgese-

hen  sind,  so wie  aufgelegt  und  soeben  besprochen  anzunehmen.

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenornmen.

Punkt  8.) Beratung  und  Beschlussfassung  über  das  Budget  von  der  Gemeinde  verbunde-

nen Beteiligungen  für  das Kalenderiahr  2021 gemäß § 71b Abs. 1 Stmk  GemO,

wenn  deren Wirtschaftsiahr  mit  dem Haushaltsiahr  der Gemeinde  überein-
stimmt

Der  Wirtschaftsplan  der  Vasoldsberg  KG  für  2021  wird  vom  Beiratsobmann  der  KG,  GK  Czerny

vorgestellt  und  erläutert.  Die  Vasoldsberg  KG  ist  eine  100%  Tochter  der  Gemeinde.  Es werden  die

einzelnen  Bestandteile  des Wirtschaftsplanes  wie

*  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  oder  auch

@ Liquiditätsplanung

jeweils  für  2021  und  die  Folgejahre  von  Kassier  Czerny  in  den  wesentlichen  Zahlen  erläutert.

Antrag  und  Beschluss:

GK  Czerny  stellt  den Antrag,  das Budget  für  die  Vasoldsberg  KG  für  2021  ff,  an welcher  die  Ge-

meinde  gemäß  §71,  Abs.  I der  Strnk.  GemO  1t. Gese11schaftervertrag  zu 100%  beteiligt  ist,  wie  vor-

gestellt  und  erläutert  anzunehrnen.
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Dieses  Budget  ist  a1s,,Wirtschaftsplan  2021 ff'  im  Gesamtwerk,,Voranschlag  2021"  dargestellt

und  enthalten.

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstiiumig  angenommen.

Punkt  9.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Annahme  des Haushaltsvoranschlages

2021

Der  Hausha1tsvoransch1ag  2021 wurde  ordnungsgemäß  zwei  Wochen  hindurch  zur  allgemeinen

Einsichtnahme  aufgeIegt.  Scmftliche  Einwände  dazu  wurden  keine  eingebracht.

Der  Voranschlag  wurde  auch  bereits  in  der  Auflagephase  im  Rahmen  einer  einberufenen  Bespre-

chung  dem  Gemeinderat  vorgelegt  und  gemeinsam  mit  der  Buchhalterin  Fr. Adler  erörtert.

Der  Vorbericht  zum  VA  2021 wird  von  der  Buchhalterin  Fr. Adler  vorgestellt  und  stellt  sich  wie

folgt  dar:

Vorbericht  zum  Voranschlag  2021  der  Marktgemeinde

Vasoldsberg  (lt.  S 55 StGHVO)

Der Voranschlag  für  das Haushaltsjahr  2021 (VA 2021 ) besteht  künftig  im Wesentlichen  aus einem

ErgebnisvoranschLag  (alLe geplanten  Erträge  und Aufwendungen)  und einem  Finanzierungsvoran-

schlag  (alle  geplanten  Ein- und Auszahlungen).  Die /Aarktgemeinde  Vasoldsberg  hat  ihre  Ge-

schäftsfäLle  künftig  in einem  integrierten  Drei-Komponenten-HaushaLt,  nämlich  dem  Ergebnis-,

Finanzierungs-  und Vermögenshaushalt  zu erfassen.

Der erstellte  VA 2021 basiert  auf  den Daten  der  bereits  erfassten  Vermögenswerte,  Investitions-

zuschüssen  und Fremdmittel  der  Marktgemeinde  Vasoldsberg  per  1. 1.2021  (Datenerfassungsstand

30.11.2020  mit  grober  Hochschätzung).  Eine Eröffnungsbilanz  der  Marktgemeinde  Vasoldsberg

auf  Basis der  VRV 2015 liegt  nicht  vor.

1. Überblick  über  den  Ergebnis-  und Finanzierungsvoranschlag

Die Summen(SU)  und Salden(SA)  des Ergebnisvoranschlages  ergeben  für  das Haushaltsjahr  2021

folgendes  Bild:

Angaben  in Euro  (Voranschlag)

MVAG  MVAG  Mittelverwendungs-  und  -aufbringungsgruppen

Ebene  Code  (1. Ebene)

SU 21

5p  22

SA O SAO

§ll  23

SA OO SAOO

Summe Ertr%e

Summe Aufwendungen

(O) Nettoergebnis  (21 - 22)

Summe  Haushaltsrücklagen

Nettoergebnis  nach  Zuweisung  und  Entnahmen

von  Haushaltsrücklagen  (SA O + /  - SU23)

VA  2021 VA  202ü  RA 2019

7.359.100,00  6.831.900,00

7.295.ü00,00  6.743.100,00

64.100,00  88.800,00

-192,600,00  -88.800,00

-128.500,ü0
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Das Nettoergebnis  ist  nach  Abzug  der  Haushaltsrücklagen,  weLche  gebildet  wurden,  nicht  ausge-

gLichen.  Die Summe  der  Erträge  beläuft  sich  auf  EUR 7.359.100,-Es  wurden  Haushaltsrücklagen

(SA 23) in der  Höhe  von EUR 192.600,-gebildet.

Die Summen  und Salden  des Finanzierungsvoranschlages  ergeben  für  das Haushaltsjahr  2021

folgendes  Bild:

Angaben  in Euro  (Voranschlag)

MVAG  MVAG  Mittefüentvöndungs- und -aufbringungsgrup- VA 2021 RA
EbeneCode  pen 2019i

(1. Ebene

SU 31 Summe  Einzahlungen  opemtive  Gebarung

SU 32  Sümme  Auszahlungen  operative  Gebarung

SAI  SAI  ---  '-'  --  -
r4ing (31 - 32)  . 41

533 34  Summe  Auszahlungen  investive  Gebarung

SA2 i

Sa1äo-i3) fÜeitofinaräzierungssaldo (4a1do I

Summe  Einzahlungen  aus der  Finanzie-

SU rungstätigkeit  120.000,00  l O,OO

SU rungsmtigkeit  . 318.00Q,00  307,QOÖ,00   O,OO

Saldo  (4) Geldfluss  aus  der  Finanzierungstä-
SA4

SA4 ' tigkeit  (35 - 36)  -198.000,00  - O,OOI

Saldo  (5) Ge1dfluss  aus der  voranschlagswirk-
sA5 sA5 . sqmen  Gebarung  (Saldo  3 + Saldo  4)  O,OO O,OO O,OO'

Die Summe  der  Einzahlungen  aus der  operativen  Gebarung  belaufen  sich auf  EUR 7.267.100,-

Für  die  investive  Gebarung  wurden  EUR 916.200,00  budgetiert  und eine  Schuldendienst  für  die

Tilgung  von Finanzschulden  über  EUR 318.000,00.

2. Überblick  über  die  investiven  Vorhaben  und  ihre  Finanzierung

Ein Vorhaben,  welches  eine  Investition  in immaterielle  Vermögensgegenstände,  Sachanlage-ver-

mögen  oder  die Erbringung  sonstiger  Leistungen  zum  Gegenstand  hat,  umfasst  alle  sich auf  diese

Vorhaben  beziehende  sachlich  abgrenzbaren  und wirtschaftlich  zusammengehörigen  Leistungen,

die  in der  Regel  aufgrund  einer  einheitlichen  Planung  erbracht  werden.  Ein Vorhaben  ha einen  in

wirtschaftlicher,  rechtlicher  oder  finanzieller  Hinsicht  einheitlichen  Vorgang  zum  Gegenstand.

Für  das Haushaltsjahr  2021 plant  die  Marktgemeinde  Vasoldsberg  folgende  Investitionsvorhaben:

Bedeckung  über  Darlehen:

Vorhabenscode Projektname 2021 2022 2023 2024 2025

Fuhrpark  Traktor 150.000

Seite  1l  von  35



genehmigte  Verhandlungsschrift  Gemeinderatssitzung  16.  Dezember  2C)20

Bedeckung  über  operative  Gebarung:

161701 Ausbau  Bauhof 241 .600

2010020 Adaptierung  Gemein-

deamt

160.600

2612030 Kape(lenstraße/  Posch-

weg

30.000 50.000
I

2612040 Ausbau  Gartenstraße 30.000 28.700

2612050 Ausbau  Grammelweg 39.400

2612060 Ausbau  Laubstraße 400.000

2612070 Gehsteigbau  Eisen-

straße

IOO.OOC)

2810020 Erweiterung  Wasserlei-

tung

Birkengreith

110.OOO

2816010 Umstellung  Beleuch-

tung

100.OOO

1016000 EDV 80.000

1163000 Fahrzeug  FF 179.900

1211000 VolksschuLen 1.439.400

2211010 Sanierung  TurnsaaL 164.500 691.000

1230000 HügeL(andschu(e 296.000

1612400 Parkplätze  Hauptplatz 20.000

2612010 MaxLeggweg 150.000 150.000

1639000 Hochwasserschutz 30.000 80.000

2810010 Wasserleitung  Kamm-

straße

10.OOO

1815000 Freizeitpark 30.000

1816000 Öffentliche  Beleuch-

tung

60.000 30.000 30.000 30.000 30.000

1840000 Grundstückskauf 51.300 200.000 400.000

Im Nachweis  der  lnvestitionstätigkeit  (siehe  oben)  finden  sie die  genauen  Projekte  mit  der  dazu

gehörigen  Finanzierung.  Die Anschaffungs-  und Herstellungskosten  sollen  im Wesentlichen  durch

EigenmitteL,  Förderungen  sowie  Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel  finanziert  werden.

3. Abweichung  des VA/NVA  2020  vom mittelfristigen  Haushaltsplan

Das Jahr  2020  war  durch  die  Herausforderungen  der  Pandemie  sowie  die Änderung  der  Buchhal-

tung  ein einzigartiges  Jahr.  Es wurden  einige  Projekte  vorgezogen,  wie  z.B.  Straßenprojekte  Aus-

bau Gartenstraße,  Grammelweg  und Poschweg,  weLche  notwendig  sind und auch  durch  Förder-

mittel  realisierbar  sind.  Das Projekt  Maxleggweg  wird  nun anstatt  2021 erst  2022  fertiggesteLlt.

Für den Grundkauf  werden  nun nicht  mehr  so hohe  Budgetsummen  veran-schlagt,  da dies  im Jahr

2021 keine  Prioritäten  hat.  Weitere  Anderungen  sehen  sie im MFP 2022-2025,  welche  aufgrund

der  oben  genannten  Anderungen  auch  Auswirkungen  auf  die FoLgejahre  hatten.

4. Entwicklung  des Vermögenshaushaltes

Dieser  Punkt  kann  im Vorbericht  zum NVA 2020  nicht  erläutert  werden,  da die  EröffnungsbiLanz

auf  Basis der  VRV 2015  erst  im Quartal  2021 erstellt  wird.
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5. Finanzbedarf  für  die  Inanspruchnahme  von Rückstellungen

Es wurden  im VA 2021 bereits  Rückstellungen  in der  Höhe  von EUR 5.800,-für  Jubiläumsgelder

berücksichtigt.

6. Kassenstärker

Der Höchstbetrag  des im Haushaltsjahr  2021 zur  rechtzeitigen  Leistung  von Ausgaben  des or-

dentLichen  Haushaltes  in Anspruch  genommene  werden  dürfen,  wird  mit  EUR 1.200.000,-festge-

setzt.  In diesem  Höchstbetrag  sind EUR O Kassenstärker  enthalten,  die  auf  Grund  früherer  Er-

mächtigungen  aufgenommen  und noch  nicht  zurückgezahlt  sind.

das war  der  Vorbericht

In der  heutigen  Sitzung  wurden  aufgeworfene  Fragen  zu den Themen  Kommunalsteuer,  Versiche-

rung  der  Kapellen,  GUSTmobil,  oder  auch  Mähdrusch  besprochen  und  gemeinsam  mit  der  Buch-

halterin  beantwortet.

-)  Damit  karu'i  der  Voranschlag  2021  jetzt  als Gesamtkonvolut  zur  Abstimmung  gebracht  werden.

Antrag  und  Beschluss:

GR'n  Fr. Schigert  stellt  den  Antrag,  den  Voranschlag  2021 so wie  aufgelegt  bzw.  mit  nachfolgenden

Anderung/Ergänzungen  als Gesamtwerk  wie  folgt  zu  beschließen:

Die  Änderungen  im  Voranschlag  2021 gegenüber  der  Auflage  stellen  sich  wie  folgt  dar:

Änderungen  Buchungen

Position  2021

2,900.307.000  5600

2,900.868.000  5600

Ergebnishaushalt  neu

2021

-128.500

Es wird  beantragt,  diese  Änderungen  mit  zu beschließen.

Die  einzelnen  Haushalte  für  2021 (Ergebnis-  bzw.  Finanzierungshausha1t)  stellen  sich  damit  inkl.  o.

a. Änderungen  wie  folgt  dar:

Ergebnishaushalt

Summe  Erträge

Summe  Aufwendungen

Nettoergebnis  (Saldo  O)

Surnme  Haushaltsicklagen

Nettoergebnis  (Saldo  OO)

EUR  7,359.100

EUR  7,295.000

EUR  64.100

EUR  -192.600

EUR  -128.500
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Finanzierungshaushalt

Surnme  Einzahlungen  operativer  Gebarung  (Saldo  1)

Surnme  Auszahlungen  operative  Gebarung  (Saldo  2)

Geldfluss  aus der  operativen  Gebarung

Investive  Gebarung

Nettofinanzierungssaldo

Finanzierungstätigkeit

EUR  7,267.100

EUR  6,250.700

EUR  1,016.400

EUR  -818.400

EUR  198.000

EUR  -198.000

o

Damit  wird  beantragt,  den  VA  2021 als Gesamtwerk  mit  oben  angeführten  Eckdaten  zu  beschlie-

ßen.

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenoinmen.

Punkt  lO.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  Annahme  des mittelfristigen  Haus-

haltsplanes  für  die  Jahre  2022  - 2025

Der  mittelföstige  Haushaltsplan  für  die Jahre  2022  - 2025  ist Teil  des Gesamtkonvolutes  ,,Voran-

schlag  2021"  und  wurde  auch  ordnungsgemäß  zur  Einsichtnahme  aufgelegt.

Auch  dieser  Haushaltsplan  2022  - 2025  wurde  im  Rahmen  einer  Vorbesprechung  des Gemeinderates

bereits  vorgestellt  und  erörtert.

Er  wird  nochmals  kurz  durchbesprochen.

Antrag  und  Beschluss:

GR  Putz  stellt  den Antrag,  den mittelfristigen  Haushaltsplan  2022  - 2025,  so wie  im  Rahmen  des

Gesamtkonvo1utes,,Voranschlag  2021"  aufgelegt  und  besprochen,  mit  nachfolgenden  Änderungen

gegenüber  der  Auflage  anzunehrnen:

Änderungen  Buchungen

Position  2022

5,010.020.614  0

5,010.020.010  160600

2,900.307.000  5600

2,900.868.000  5600

2023

5600

5600

2024

5600

5600

2025

5600

5600

Ergebnishaushalt  neu

2022

98.000

2023

5.600

2024

5.600

2025

5.600

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenoinmen.
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Punktll.)  BeratungundBeschlussfassungübereinenNachtragsbeschlusszur48.Änderung

des Flächenwidmungsplanes  4.0,  VF  4.48  ,,SeneCura"

Bei  der  Beschlussfassung  zur  48. Änderung des Flächenwidmungsplanes  4.O am 14. Mai  2020  (Flä-

chenwidmungsp1anänderung,,SeneCura")  wurde  der  Einwand  / die Stellungnahme  der  Abteilung  16

des Landes  Steiermark  nicht  beicksichtigt  und  folgedessen  auch  nicht  behandelt.  Dies  muss  heute

mittels  Beschluss  nachgeholt  werden.

Die  Unterlagen  dazu  werden  vom  Bürgermeister  und  vom  Amtsleiter  kurz  vorgestellt.

Antrag  und  Beschluss:

Gemeinderat  Martin  Konrad  stellt  den  Antrag,  den  in  der  Gemeinderatssitzung  am 14. Mai  2020  nicht

beicksichtigten  Einwand  der  Abteilung  16 des Amtes  der  Steiermärkischen  Landesregierung  zur  48.

Anderung  des Fföchenwidmungsplanes  4.0,  VF  4.48,,SeneCura"  heute  zu  behandeln  und  zu  beschlie-

ßen.

Dazu  liegt  nachstehender  Beschlussvorschlag  vor,  der  jetzt  vom  Gemeinderat  zu genehmigen  ist:

Beschlussvorschlag:

Das FIächenwidmungsplanänderungsverfahren 4.48 wurde mit Rechtsgrundlage StROG 2010  idF LGBI

117/2017 eingeleitet. Das ggst. Änderungsverfahren wird daher germjß den Übergangs-bestimmun-

gen aus §67e (2) StROG 2010 idF LGBI. 6/2020 auf Basis des LGBI. 117/2017 zu Ende geführt.

Mit Mängelschreiben vom 11.11.2020 wurde seitens der Prüfbehörde mitgeteilt, dass im Gemeinde-

ratsbeschluss vom 14.05.2020 eine, im Zuge der2. Anhörung zum gegenständlichen Verfahren einge-

langte, Einwendung der Abteilung 16 nicht behandelt wurde und somit ein Verfahrensmangel vor-

liegt. Daher ist ein Nachtragsbeschluss zur Einwendungsbehandlung erforderlich.

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Vasoldsberg befasst sich daher im Rahmen seiner Sitzung vom
16.12.2020  mit  der  Behandlung  derStellungnahme  derAbteilung  16,  Dr. Autengruber.

Amt  der  Stmk.  Landesregierung,  Abteilung  16  - Verkehr  und  Landeshochbau,  Dr.  Autengruber,

Stempfergasse 7, 8010  Graz, mitSchreiben vom 19.03.2020zu  GZABT16-47082/2020-2

Es wird  Einwand  erhoben,  unter  folgenden  Begründungen:

@ Das Pflegeheim,,SeneCura" verfügt über eine gut ausgebaute Zufahrt, die für die künftige

Nutzung ausreichend erscheint. Sollten im Betrieb des Pflegeheims Kapazitätsengpässe auf-

treten, sind überAufforderung der Baubezirksleitung SteirischerZentralraum ein Leistungsfä-

higkeitsnachweis zu erstellen und die notwendigen Anpassungsmaßnahmen auf Kosten des
Verursachers zu treffen.

Stellunqnahme  der Örtlichen  Raumplanunq:

/m Rahmen  der  gegenständlichen  Flächenwidmungsplanänderung  kann nur  die derzeitige  Situa-

tion, auf  Basis des geplanten  Bauvorhabens  beurteilt  werden.  Nach Aussage  derAbteilung  16  ist

die Zufahrt  als ausreichend  anzusehen.

Ob sich eventuell  zukünftig  Kapazitätsengpässe  ergeben  und wie mit  einer  derartigen  Situation

umzugehen  ist, wird  im Anlassfall  von der  Baubezirksleitung  zu beurteilen  sein. /m Rahmen  der
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FHjchenwidmungsplanänderung  können keine Vorkehrungen für  eine eventuell  zukünftig  auftre-

tende Veränderung der VerkehrSSituatiOn -  für  die eS derZeit keinerlei  AnhaltSpunkte gibt -  ge-

troffen werden.

Daher wird dem Gemeinderat  empfohlen, diesen Einwendungspunkt  zur Kenntnis zu nehmen.

Gemeinderat:  zur  Kenntnis  qenommen

*  Bei einer Nutzungsänderung  des Grundstückes 776/1, die mit einer über das Ausmaß eines Einfa-

milienhauses hinausgehenden Zufahrtsfrequenz  verbunden ist, sind die bestehenden Anbindun-

gen zu verschließen und die Zufahrt  über die ausgebaute Kreuzung bei C(7. Str.km 4,95, bei gleich-

zeitiger  Errichtung eines Verbindungsweges über Grundstück 775/1 herzustellen.

Stellunqnahme  der  Örtlichen  Raumplanunq:

Hierbei handelt  es sich um eine Forderung für  eine eventuell in der Zukunft  stattfindende  Situa-

tion, wobei es derzeit keiner1eiAnhaltspunkte  für  das beschriebene Szenario gibt.

Sollte  es tatsächlich  zu einer  entsprechenden  Nutzungsrjnderung  kommen,  wird  im  Einvernehmen

mit der Baubezirksleitung  Steirischer Zentralmum  zu klären sein, ob die bestehende Zufahrt  zum

Grundstück 776/1 leistungsfähig  genug ist und ob eventueIlAusbaumaßnahmen  erforderlich  sind.

Es kann nicht von vornherein seitens der Abteilung  16  gefordert  werden, dass eine Zufahrt  über

Fremdgrund  herzustellen ist und dass somit  die entsprechenden Zufahrtsrechte  einzuräumen sind

- dies widerspricht  dem Grundsatz der Privatautonomie,  welche einen Kontrahierungszwang  für

Privatpersonen (dies gilt auch für  privatwirtschaftliche  juristische  Personen) ausschließt bzw. nur

in sehr begrenzten Ausnahmefällen  zulässt.

Daher wird  dem Gemeindemt  empfohlen, den gegenständlichen  Einwendungspunkt  zur Kenntnis

zu nehmen und im Falle einer entsprechenden Nutzungsänderung  des Grundstückes 776/1 jeden-

falls die Baubezirksleitung  Steirischer Zentralraum  miteinzubeziehen.

Gemeinderat:  zur  Kenntnis  qenommen

*  Es gelten  die verkehrsplanerischen  Grundsätze  in der  Allgemeinen  Stellungwhme.

Gemeinderat:  zur  Kenntnis  qenommen

Der gegenständliche Gemeinderatsbeschluss befasst sich somit ausschließlich mit der Einwendungs-
behandlung  zur  Stellungnahme  der  Abteilung  16,  wobei  sich  keine  inhaltlichen  Änderungen  an der

Verordnung  und  der  Ausweisung  im Flächenwidmungsplan,  VF 4.48,  oder  ergänzende  Erläuterungs-

erfordernisse ergeben.

Aufgrund  des Vorbeschriebenen ist daher keine erneute Kundmachung zur Flächenwidmungsplanän-

derung VF 4.48 erforderlich. Die gegenständliche  Änderung wurde im Juni 2020 rechtskräftig.

Zur Behebung des Verfahrensmangels wird rbs Sitzungsprotokoll  über den bezughabenden Beschluss-

punkt  im Verfahrensakt  zur gegenständlichen  Änderung  ergänzt.

Der  Antrag,  und  somit  die  vorbeschriebenen  Einwendungsbehand1ungen,  wurden  vom  Gemeinderat

einstirnmig  genehmigt.
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Punkt  12.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die 49. Änderung  des Flächenwidmungs-

planes  4.0, VF  4.49, ,,Aschenbachberg  Nord"

Die  Unterlagen  zu diesem Tagesordnungspunkt  werden  vom  Bürgermeister  kurz  vorgestellt  und er-

läutert.  Dieser  Tagesordnungspunkt  wurde  auch im Rahmen  einer  Ausschusssitzung  ausführlich

vorgestellt  und durchdiskutiert.  Eine  gewünschte  Änderung  des F1ächenwidmungsplanes  wurde  da-

bei einstirnmig  befürwortet.

Die  geplante  Änderung  im  Flächenwidmungsplan  stellt  sich  wie  folgt  dar:
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Antrag  und  Beschluss:

GR'n Frau Ruckenstuhl  stellt  den Antrag,  nachstehenden  Beschlussvorschlag  wie  folgt  anzunehmen:

Beschlussvorschlag:

Gemäß §39 (1) des Steiermärkischen Raumordnungsgesetzes 2010 in der Fassung LGBI 6/2020 be-

schließt der Gemeinderat  der Marktgemeinde  Vasoldsberg im Rahmen seiner heutigen Sitzung die

Änderung 4.49 im Flächenwidmungsplan  vorzunehmen. Weiters beschließt der Gemeinderat  den
Wortlaut  zur  gegenständlichen  Änderung.

/m Entwurf  der gegenständlichen  Änderung ist die Ausweisung des künftigen Grundstückes 30/3 KG

63289  Wagersbach  o/s Bauland  der  Baugebietskategorie  Reines  Wohngebiet  mit  einer  Bebauungs-

dichte von 0,2 - 0,4 und die künftigen  Grundstücke 30/2 und 30/1 (Teilfläche) KG 63289 Wagersbach

als Verkehrsfläche vorgesehen.

Die Anhörung  derAnminer  und Betroffenen wurde im Sinne von §39 (1) lit.c SteierrW'rkisches Raum-

ordnungsgesetz 2010 idgF durchgeführt.  Zur beabsichtigten Änderung langte folgende Stellung-
nahme  im Gemeindeamt  ein.

1. AmtderStmk.Landesregierung,Abteilung13-Bau-undRaumordnung,DIStrommer,Stempfer-

gasse 7, 8010 Graz, mit  Schreiben vom 09.12.2020 zu GZ ABT13-285155/2ü20-4
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Es wird mitgeteilt,  dass aus fachlicher  Sicht keine EinuRjnde gegen die Änderung bestehen.
Gemeinderat:  zur  Kenntnis  qenommen

Unter Berücksichtigung der eingelangten Stellungwhme  liegen sämtliche Voraussetzungen für  die

Durchführung  derÄnderung  im Sinne des §39 (1) des Steiermärkischen Raumordnungsgesetzes 2010

idF LGBI 6/2020 vor und wird die Änderung  wie folgt  beschlossen:

1)  Das künftige  Grundstück  30/3  KG 63289 Wagersbach, in einem Ausmo/E von ca. 823 m2, wird

a/s 8au/ond  der Baugebietskategorie,,Reines  Wohngebiet"  (WR) gemäß §30 (1) ZI StROG

2010 idF LGBI 6/2020, mit  einer Bebauungsdichte  von O,2 - 0,4, ausgewiesen.

2) Die künftigen  Grundstücke 30/2 und 30/1 (TF) KG 63289 Wagersbach, in einem Gesamtaus-

maß von ca. 355m2, werden a/s Verkehrsfläche  gemäß §32 (1) StROG 2010 idF LGBI 6/2020
ausgewiesen.

Die planliche Darstellung (Projekt-Nr. 2020/03), bestehend aus Alt- und Neu-Zustand, verfasst von

Malek Herbst  Raumordnungs  GmbH,  stellt  einen  Bestandteil  dieses Beschlusses dar.

Dieser Beschluss stellt  eine Verordnung der Gemeinde dar und wird nach Ablauf  der Kundmachungs-

frist  gemQ  §92 der Gemeindeordnung  rechtskräftig.

Für diesen Beschluss ist mindestens eine 2/3  Mehrheit  erfordeöich.

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimi'nig  angenommen.

Punkt  13.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Verwendung  des %meindewappens  für
das  neue  Logo  der  Feueiwehr

Dieser  Punkt  wurde  am Beginn  der Sitzung  vom  Bürgermeister  von  der Tazesordnung  genoinmen.

Punkt  14.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Annahme  einer  Zustimmungs-  und

Verpflichtungserklärung  zum  Landeszuschusses  betreffend  Kommunales

Investitionsgesetz  2020

Mit  Beschluss  vom 9. Juli 2020 hat das Land Steiermark  beschlossen,  den verbleibenden  50%igen

Gemeindeanteil  zurAusfinanzierung  der Investitionen  für  die Abrufung  der Bundesmittel  im Rahmen

des KIG  2020 mit  50% zu untersfützen  (max. 25% der Gesamtkosten  der Investition).
Als  Bedingung  dazu gilt  allerdings,  dass die Gemeinde  mittels  gesonderter  Zustirnmungs-  und Ver-

pflichfüngserkläning  einwilligt,  dass in sinngemäßer  Anwendung  des § 3 Abs. 4 KIG  2020 nicht

nachgewiesene  oder nicht  anerkannte  Beträge  vom  Land  bei den nachfolgenden  monatlichen  Ertrags-

anteilsvorschüssen  in Abzug  gebracht  werden  können  (im  Folgenden:  Einbehalt).

Weiters  gilt  als Bedingung,  dass Evaluierungen  und Pnüfungen  möglich  sind, sowie Informationen

über die gesetzliche  Ermächtigung  des Landes verarbeitet,  übermittelt  und veröffentlicht  werden  kön-

nen.

Diese  Zustirnmungs-  und  Verpflichfüngserk1ärung  wäre  heute  zu beschließen.

Die Erklärung  wird  vorgestellt  und kurz  erläutert.
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Antrag  und  Beschluss:

GR'n Frau  Schögler  stellt  den  Antrag,  nachstehende  Zustirni'nungs-  und  Verpflichfüngserklärung  für

die  Gewährung  von  Landeszuschüssen  im  Rahrnen  des  KIG  2020  anzunehmen:

Zustimmungs- und Verpflichtungserklärung

Marktgemeinde  Vasoldsberg  (im  Folgenden:  Gemeinde)

Hauptplatz  I

8076  Vasoldsberg

Präambel

Das Land hat für  Investitionsprojekte, welche auf Basis des Kommunalinvestitionsgesetzes 2020 -  KIG
2020, BGBI. / Nr. 56/2020, vom Bund mit Zweckzuschüssen unterstützt werden, zusätzliche Landes-

mittel  (im Folgenden: Landeszuschüsse) auf Basis der,,Richtlinien für die GeuRjhrung von Landeszu-
schüssen fürlnvestitionsprojekte  durch C/OS LandSteiermarkan diesteirischen Gemeinden im Rahmen
des KommunaIinvestitionsgesetzes 2020 (KIG 2020), BGBI. INr. 56/2020"  vom 09. Juli 2020 (im Fol-

genden: Landesrichtlinien) zur Verfügung gestellt.
Das  Land  wird  zurSicherstellung  der  Liquidität  50%  des  Landeszuschusses  nach  Beschluss  des  Landes-

zuschusses durch die Steiermärkische Landesregierung an den Empfr'nger gemäß Punkt 1.2 der Lan-
desrichtlinien  überweisen.  Der  restliche  Landeszuschuss  wird  nach  Vorlage  des Nachweises  der  wid-

mungsgemäßen Verwendung der Landeszuschüsse angewiesen.
Diese einseitige Zustimmungserklärung ist eine Bedingung für  die Gewährung von Landeszuschüssen

gemäß Punkt 2.1 der Landesrichtlinien. Sie dient dazu, dass nicht widmungsgemäß verwendete Lan-
deszuschüsse vom Land bei den nachfolgenden monatlichen Ertragsanteilsvorschüssen in Abzug ge-
bracht  werden  können  (im  Folgenden:  Einbehalt).

Zustimmunqs- und Verpflichtunqserklärunq

Sofern Landeszuschüsse aufgrund der,,Richtlinien für  die Gewährung von Landeszuschüssen für In-
vestitionsprojekte  durch  das  Land  Steiermark  an die  steirischen  Gemeinden  im Rahmen  des  Kommu-

nalinvestitionsgesetzes 2020 (KIG  2020), BGBI. INr.  56/2020"(im  Folgenden  Landesrichtlinien)  an C/(7S

Land zurückzuzahlen sind, stimmt  die Gemeinde im Vorhinein zu, dass C/OS Land den Rückforderungs-
betmg entsprechend den Landesrichtlinien bei den nachfolgenden Ertragsanteilsvorschüssen in Ab-

zug bringen darf.

Diese Zustimmungserklärung gilt auch für  Landeszuschüsse, die von der Gemeinde beherrschte Pro-
jektträger  erhalten  haben.

Die Gemeinde  stimmt  zu, dass  das  Land  Steiermark  C/(7S Recht  hat,  den  Einsatz  und  die Auswirkung

der Landeszuschüsse einer Evaluierung zu unterziehen und die widmungsgemäße Verwendung der
Landeszuschüsse jederzeit zu prüfen. Die Gemeinde verpflichtet sich, das Land dabei zu unterstützen.

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass das Land Einzelfallprüfungen der lnvestitionsprojekte, für  die
ein Landeszuschuss  gewährt  wurde,  vornehmen  und  bei  widmungswidriger  Verwendung  des  Landes-

zuschusses diesen vom Empfänger gemäß der gesonderten Vereinbarung laut Punkt 2.1Z2  der Lan-
desrichtlinien  einbehalten  kann.

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass dem Steiermärkischen Landesrechnungshof vorbehalten ist,

eine Einzelfallprüfung der lnvestitionsprojekte, für  die ein Landeszuschuss gewährt wurde, vorzuneh-

men. Übersteigt die in einem Kalenderjahr geuRjhrten Förderungen des Landes aufgrund der Landes-

richtlinien insgesamt einen Betrag von € 250.000,00, kann der Steiermärkische Landesrechnungshof
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die gesamte Gebarung betreffend  den Zeitraum, für  den die Förderung gewährt  wurde, prüfen. Die

Gemeinde verpflichtet  sich, dies auch für  die von ihr beherrschten Projektträger  zuzulassen.

Die Gemeinde verpflichtet  sich durch Unterfertigung  dieser Zustimmungs-  und Verpflichtungserklä-

rung, den Organen des Landes Steiermark, des Landesrechnungshofes  Steiermark  oder vom Land Stei-

ermark  Beauftmgten  oder Ermächtigten, zurn Zwecke der Überprüfung  der Einhaltung der Landes-

richtlinien,  alle erforderlichen  Auskünfte  zu erteilen und zu den üblichen GescMftsstunden  Zutritt  zu

den GescMfts-,  Lager- und sonstigen Betriebsräumen  zu gewähren  sowie Einsicht in sämtliche  Bücher

und Geschäftsunterlagen  (insbesondere die Nachweise und Originalbelege)  der Gemeinde bzw. von

ihr beherrschten Projektträgern  zu gestatten, wo immer  sich diese befinden.
Die  Gemeinde  stimmt  zu, dass

a. Informationen  der Gemeinde und des von ihr beherrschten Projektträgeres  (im Folgenden: Emp-
fänger)  über die gesetzliche Ermächtigung des Landes Steiermark, alle im Förderungsantrag  ent-
haltenen sowie die bei derAbwicklung  und Kontrolle der Förderung sowie bei allfälligen Rückfor-
derungen anfallenden, die Empfänger  betreffenden,  personenbezogenen  Daten gemäß Art. 6 Abs.
1 lit. b und f  Datenschutz-Grundverordnung,  für  Zwecke der Abwjcklung  der Förderung, für  Kon-
trollzwecke und für  allfällige  Rückforderungen, automationsunterstützt  verarbeitet  werden.

b. Informationen  der Empfänger über die gesetzliche Ermächtigung  des Landes Steiermark, Daten
gemQ  lit. a im notwendigen  Ausmaß zur Erfüllung von Berichtspflichten,  für  Kontrollzwecke  oder
zur  statistischen  Auswertung

- an den Steierrnärkischen Landesrechnungshof  und vom Land  bea4tragte  Dritte, die zur
vollen Verschwiegenheit über die Daten verpflichtet  sind,

- allenfalls  an den Bundesrechnungshof  und das zuständigen Bundesministerium,
- allenfalls  an Organe der EUnach  den EU-rechtlichen  Bestimmungen,
- allenfalls  an andere Stellen, mit denen Kooperationen  bestehen oder die einen gesetz7i-

chen Anspruch a4  Informationen  haben,
iibermittelt  werden  können.

c. Informationen  der Empfänger, ihr/sein Name oder ihre/seine Bezeichnung unter Angabe der
Rechtsform, der Förderungsgegenstand  wwie  die Art und die Höhe der Förderungsmittel  in Be-
richte über die Förderungsvergabe aufgenommen  und so veröffentlicht  werden können.

d. Informationen  der Empfänger, Angaben zu ihr/ihm, der Förderungsgegenstand,  die Art und die
Höhe  der  Förderungsmittel,  die Zuordnung  zum  Leistungsangebot  sowie  Angaben  über  die  Zah-

lungen (§ 25 Abs. 1Z. I bis 4, 6 und 7 TDBG 2012) an den Bundesminister  für  Finanzen zum Zweck
der  Verarbeitung  in der  Transparenzdatenbank  übermittelt  werden  können.

e. gerrRjß Art. 9 Abs. 2 lit. a Datenschutz-Grundverordnung  der Förderungsgeber  bzw. die Förde-
rungsstelle auch besondere Kategorien von Daten für  Zwecke gemäß lit a bis d verarbeiten darf.

*  DieseEinwilligungkannjederzeitdurchE-Mailanabteilung7@stmk.gv.atwiderrufen
werden. Durch den Widerruf  der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit  der auf  ihrer
Grundlage bis zum Widerruf  erfolgten  Verarbeitung  nicht berührt.

Diese Zustimmungs-  und Verpflichtungserklärung  wurde vom Gemeinderat  der Marktgemeinde  Va-

soldsberg in derSitzung  om 16. Dezember2020  (GZ: ZI.: 004-1/ü01-6-2020)  genehmigt.

Für  die Marktgemeinde  Vasoldsberg

Der  Bürgermeister

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenommen.
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Punkt  15.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Förderung  des  Privatwegausbaues

Gartenstraße

Der  Privatweg  in  der  Gartenstraße,  weiterführend  nach  dem  öffentlichen  Weg,  wurde  von  den  Anrai-

nern  ausgebaut.  Jetzt  haben  diese  um  Förderung  ihres  Wegausbaues  gemäß  den  Richtlinien  des Ge-

meinderates  angesucht.

Das  Projekt  wird  kurz  vorgestellt:

Das  Ausbauprojekt  wurde  von  Bmstr.  Ing.  Herler  begleitet  und  die  Abrechnung  dazu  von  ihm  gepift.

Diese  Präfung  ergab  folgendes  Ergebnis:

Abrechnungssumme  It. Schlussrechnung:

förderbare  Sumrne:

€ 33.370,14  inkl.  MwSt.

€ 32.243,30  inkl.  MwSt.

davon  30%  Förderung: € 9.672,99

Antrag  und  Beschluss:

1. Vizebgm.  Url  stellt  den  Antrag,  den  Ausbau  des Privatweges  Gartenstraße  lt. den  füchtlinien  des

Gemeinderates  mit  30%  der  förderbaren  Kosten  zu  fördern.  Ermittelter  Förde:rbetrag  € 9.672,99.

Es wird  beantragt  diese  Surnme  als Förderung  zu  genehrnigen.

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenommen.

Punkt  16.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  diverse  Umbauarbeiten  und  die  Errichtung

eines  Zubaues  im  Wirtschaftshof

Der  Wirtschaftshof  der  Gemeinde  stammt  zum  Großteil  aus den  1980/1990er  Jahren  und  ist  dringend

zu sanieren  bzw.  zu erweitern.

Einerseits  ist der Sozialtrakt  mit  den Nebenräumen  dringend  sanierungsbedürftig  (es gibt  auch  zwei

neue  Mitarbeiter),  andererseits  ist ein  Zubau  um  ein  Hochlager  für  die  Lagerung  diverser  Werkzeuge

und Materialien  unumgänglich.  Außerdem  soll auch  eine  neue  Dieseltankstelle  mit  einem  5.0001

Tank  errichtet  werden.
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Der  Plan  dazu  wird  vorgestellt.  Der  Neubau  des Hochlagers  umfasst  eine  Fläche  von  rd. 135  m2 und
soll  südlich  des bestehenden  Sozialtraktes  angebaut  werden.  Die  Sozialräume  werden  komplett  sa-
niert  und  zum  Teil  auch  vergrößert.

Die  geplanten  Baumaßnahmen  stellen  sich  wie  folgt  dar  und  werden  vom  Bürgenneister  vorgestellt:
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Bmstr.  Ing.  Herler  hat  dazu  die  Planung  gemacht  und  auch  mögliche  Kosten  ermittelt.  Das  Bauver-
fahren  wurde  bereits  durchgeführt,  und  auch  die  zu erwartenden  Baukosten  wurden  im  Voranschlag
für  2021  vorgesehen,  rd. € 60.000,-  davon  kornmen  aus einer  Abschöpfung  von  der  KG.

Geplant  ist es die  Bauarbeiten  mit  einer  federführenden  Baufirma  gemeinsam  mit  Mitarbeitem  der
Gemeinde  umzusetzen.  Mit  den Bauarbeiten  soll  föihestmöglich  begonnen  werden,  sodass  die  eige-
nen  Mitarbeiter  wieder  für  andere  Arbeiten  im  Fihjam  zur  Verfügung  stehen.

Die  Gesamtbaukosten  werden  - in  Abhängigkeit  des Anteils  der  eigenen  Mitarbeiter  - auf  rd.
€ 242.000,-  netto  geschätzt,  wobei  die Eigenleisfüngen  mit  rd. € 25,-  pro  Sfünde  und  Mitarbeiter
angesetzt  sind.  Für  die  Planungen  inkl.  der  Fachplaner  sind  nochmals  rd. € 21.500,-  netto  geschätzt.

Dies  ergibt  geplante  Gesamtkosten  von  rd. 263.500,-  netto.
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Der  Plan  und  auch  der  Zeitplan  werden  eingehend  diskutiert.

Antrag  und  Beschluss:

Vorstandsmitglied  Kaufmann  stellt,  untersfützt  vom  Bürgermeister,  den  Antrag,  den  soeben  vorge-

stellten  Zu-  und  Umbau  zum  Wirtschaftshof  wie  folgt  zu  beschließen:

*  Umbau  des kompletten  Sozialtraktes  lt.  vorgestellter  Planung  Bmstr.  Herler

*  Errichfüng  eines  neuen  Hochlagers  mit  rd. 135  m2 inkl.  Erneuerung  des Einfahrtstores  in den

Wirtschaftshof  lt.  vorgestellter  Planung  Bmstr.  Herler

*  Errichtung  einer  neuen  Dieseltankstelle  im  hinteren  Bereich  des Wirtscha'ftshofes

@ derzeitige  Gesamtkosten  inkl.  Planung  (Kosten  abhängig  von  den  tatsächlich  geleisteten  Eigen-

leistungen/Sfünden  der  Gemeinde  )rd.  € 263.500,-  netto.

Der  ,Antrag  wird  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenommen.

Punkt  17.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  einen  Nachtrag  zur  Finanzierungsverein-

barung  mit  der  Gemeinde  Nestelbach  (Beschluss  des  Gemeinderates  vom  2.

Februar  2017,  Tagesordnungspunkt  9) für  die  Generalsanierung  Volksschule

Nestelbach  und  Turnsaalneubau

Die  Generalsanierung  der  Volksschule  Nestelbach  und  der  Turnsaalneubau  sind  abgeschlossen  und

jetzt  endabgerechnet  worden.  Dabei  ist es zu aufteilbaren  (auf  die eingesprengelten  Gemeinden)

Mehrkosten  von  rd.  € 315.000,-  gekommen,  deren  Anteil  von  Vasoldsbergheute  zu  beschließen  wäre.

Diese  Mehrkosten  betreffen  verschiedene  Bereiche,  z. B. nicht  vorhersehbare  Kosten  im  Bereich  des

Schmutzwosserkgnals,

Mit  Beschluss  vom  2. Februar  2017  hat  die  Marktgemeinde  Vasoldsberg  eine  Finanzierungsverein-

barung  für  diese  Baumaßnabmen  beschlossen,  bei  der  eine  Kostenbeteiligung  in  der  Höhe  von

€ 350.661,68  als Deckelbetrag  festgelegt  wurde.  Dieser  Betrag  müsste  jetzt  mittels  Nachtrages  zur

Vereinbarung  um  einen  Betrag  von  € 30.442,36  angehoben  werden.

Dazu  ist  jetzt  ein  Nachtrag  eine  Vereinbarung  zur  seinerzeitigen  Finanzierungsvereinbarung  vorbe-

reitet  worden.  Dieser  Nachtrag  wird  vorgestellt  und  erläutert.  Er  ist gleich  aufgebaut  wie  die  ur-

spingliche  Zusage,  mit  einem  Pauschalbetrag  ohne  Verzinsung  und  Indexanpassung,  der  wieder  als

Deckelbetrag  vorgesehen  wird,  und  mittels  eines  Darlehens  mit  einer  Laufzeit  von  15 Jahren  abfi-

nanziert  werden  soll.

Antrag  und  Beschluss:

Gfün  Frau  Zangerle  stellt  den  Antrag,  den  vorbereiteten  Nachtrag  zur  Finanzierungsvereinbarung

vom  20.  Februar  2017  betreffend  Generalsanierung  Volksschule  und  Turnsaalneubau,  abgeschlossen

mit  der  Gemeinde  Nestelbach  wie  folgt  anzunehrnen:

Nachtraq

zur  Finanzierungsvereinbarung  vom  20.02.2017

abgeschlossen  zwischen  der

Gemeinde  Nestelbach  bei  Graz
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und  der

Marktgemeinde  Vasoldsberg

wie folgt:
Präambel

Die Gemeinde Nestelbach bei Graz hat auf Grund des Steiermärkischen Pflichtschulerhaltungsgeset-
zes 2004  als Schulerhalterin  der  Volksschule  Nestelbach  mit  den  eingeschulten  Gemeinden  Stadtge-

meinde Gleisdorf, Marktgemeinde Laßnitzhöhe, Marktgemeinde Sankt Marein bei Graz und Markt-
gemeinde Vasoldsberg eine Vereinbarung gem. § 3üAbs. 5 Steiermärkisches PflichtschulerhaItungs-
gesetz 2004 zur Finanzierung des Neubaues der Turn- und Mehrzweckhalle in der Größe einer Ö-
Norm-mäßigen Normalhalle (27,OOx15,OOx7,50m) laut Ergebnis des geladenen Realisierungswettbe-
werbes  sowie  der  Generalsanierung  des verbleibenden  Bestandes  des Schulgebäudes  und  der  dem

Schulgelände zugehörigen Außewnlagen  abgeschlossen.

1.

Prozentuelle Aufteilung  der Sanierungs- und Errichtungskosten

Die  Sanierungs-  und  Errichtungskosten  werden  sich  entgegen  den  geschätzten  Kosten  der  ursprüngli-

chen Vereinbarung in Höhe von € 5,000.384,00 (für Vasoldsberg abzüglich der Mehrkosten von €
472.800,-, die durch den Bau der - für  den rein schulischen Betrieb nicht unbedingt edorderlichen -
größeren Turn- und Mehrzweckhalle verursacht werden) bis zum endgültigen Abschluss des Projektes
um  ca. € 315.000,-  (ca. 6,30  Prozent)  erhöhen.

Die Marktgemeinde Vasoldsberg anerkennt das sich in Summe für  alle eingeschulten Gemeinden max.
ergebende zusätzliche Finanzierungsvolumen von € 315.000,-. Die Aufteilung dieserzusätzlichen Kos-
ten zwischen den eingeschulten Gemeinden erfolgt nach dem ermittelten, durchschnittlichen Misch-
schlüssel derJahre 2015-2011  wie in der ursprünglichen Vereinbarung und nachfolgend angeführt:

Mischschlüsselberechnung

Gemeinde  Nestelbach  bei  Graz

Stadtgemeinde Gleisdorf
Marktgemeinde Laßnitzhöhe
Marktgemeinde  St. Marein  bei  Gmz

Marktqemeinde  Vasoldsberq

41,05  %

2,98  %

3 5,00  %

5,48  %

15,49  %

IOO,OO  %

2.

Finanzierungsleistung

Eine zusätzliche Bedarfszuweisung wird von der Schulsitzgemeinde üngefordert (mündljche Zusage
des politischen Büros in Höhe von € 118.600 für  das Jahr 2027). Die sich durch die Mehrkosten erge-
benden Schulbeiträge werden mit einer Darlehensaufnahme durch die Schulsitzgemeinde finanziert
und auf die gesamte, geplante Darlehenslaufzeit von 15 Jahren nach dem unter Punkt 1. oben ange-
führten Mischschlüssel aufgeteilt. Die Bedarfszuweisung wird im Jahr der Auszahlung als Sondertil-
gung für  das Darlehen verwendet.

Für  die  Marktgemeinde  Vasoldsberg  ergibt  sich  daraus,  abgeleitet  von  der  1. Fiwnzierungsvereinba-

rung, folgende Kostenrechnung:

Bekannt  gegebene  umlegbare  Mehrkosten € 315.000,00
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abzügl.  Förderung  Land  Steiermark

erqeben  Finanzierunqskosten  qesamt

minuS € 118.600,00

€ 196.400,00

davon  15,49  % Anteil  Vasoldsberg €  30.422,36

Für  die Mehrkosten  von € 315.000,00  wurde  von der  Gemeinde  Nestelbach  ein eigenes  Darlehen  mit

einer Laufzeit von 15 Jahren aufgenommen (im Gegensatz zum Hauptdarlehen mit 25 Jahren)

+  daraus ergeben sich für  die Marktgemeinde Vasoldsberg für  einen Zeitraum von 15 Jahren jährli-
che Mehrkosten  von

€ 2.ü28,16

Der Betrag von € 30.422 36 bzw. der jährliche Betrag von € 2.028,16 (für eine Laufzeit von 15 Jahren)
ist  awlog  zur  1. Finanzierungsvereinbarung  ein  (ohne  Verzinsung,  Indexanpassung,  o. ä.)

und  der  maximale  zusätzliche  Zuzahlungsbetrag  der  Marktgemeinde  Vasoldsberg  zum Gesamtpro-

jekt.

3.

Rechtswirksamkeit

Diese Vereinbarung ist dem jeweiligen Gemeinderat der eingeschulten Gemeinde zur Beschlussfas-
sung vorzulegen und wird gleichzeitig derAufsichtsbehörde zur Kenntniswhme vorgelegt. Gleichzei-
tig dient die Vereinbarung als Grundlage für  die Ansuchen um GeuRjhrung von Förderungsmitteln des
Landes.

Die gefassten GemeinderatsbeschIüsse der eingeschulten Gemeinden werden der Schulsitzgemeinde
umgehend  übermittelt,  und  wird  somit  die Vereinbarung  rechtswirksam.  Die übrigen  Bestimmungen

der ursprünglichen Vereinbarung bleiben durch diesen Nachtrag unberührt, außer es ergäbe sich
dadurch  ein Wiederspruch  der  beiden  Vereinbarungen.

Nestelbach,  am

Für  die Gemeinde  Nestelbach  bei  Gmz:

Der  Bürgermeister:

Ing. Klaus  Steinberger

Vasoldsberg,  am

Für  die Marktgemeinde  Vasoldsberg:

Der  Bürgermeister:

Johann Wolf-Maier

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  mehrheitlich  angenoinmen.

Stirnmenthaltung  durch  GR  Rieberer.
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Punkt  18.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die weitere  Vorgehep3se  (Übergangslö-
sung  und  Weiterführung)  des  Anrufsammeltaxis  GUSTmobil

Die  bestehenden  Verträge  und  Beschlüsse  für  das  Annifsarnmeltaxi  GUSTmobil  laufen  mit  Ende des
Jabres  2020  aus. Jetzt  soll  nach  Vorschlag  des  Regionalmanagements  Graz  und  Graz-Umgebung,  das

dieses  Projekt  für  die  Gemeinden  im  Bezirk  Graz-Umgebung  betreut  und  abwickelt,  eine  Ubergangs-

lösung  bis  Ende  April  2021  und  eine  dreijähriger  Dauerbetrieb  ab Mai  2021 beschlossen  werden.
Zusätzlich  werden  auch  die  Rahmenbedingungen  für  die  praktische  Umsetzung  des Anrufsamt'nel-

taxis  optimiert,  um  auch  eine  bessere  Auslasfüng  desselben  zu  erzielen.

Was  ändert  sich:

1,BsdianreitwardenanTagasrandxaitanangepasst

o SpiixenieitanwarktagsamVormitiag(ab20Uhrnurmför2%-3%)

i"DieBedienxeitwirdvon124hpro

Worheauf102hreduxiert

Bmieniait NEU

Mo-Do ü6:00bis20:0üUm

ft 06:0übis23:00Uhr

Sa 07:00bis23:00Uhr

SO/FT 07:üübis20:00Uhr

3, Einvevläss1iehes und betreiberunabhängiges Marketing,

Projektmanagementund Monitoringwird eingeführt

2. Leerkilometer  und C02 Ausstoß reduzieren  -  Sammeleffekt

steigernl

J In der Neuausschreibung  wird  als technische  Voraussetzung  bei der

Fahrtenvermittlung  folgendes  vorausgesetzt:  Bei Eingabe eines

Fahrtwunsches  sollen automatisch  Vorschläge kostengünstigerer

,,SammeIfahrt-Alternativen"  angezeigt  und buchbar  gemacht  werden.

I  interessierte  Taxiunternehmer  mit einem geeigneten  alternativ

betriebeneri  Fahrzeuges sollen Vorteile  bei den Vertragsverhandlungen

erhalten.

4. Neue ÖV-Konkurrenzierungs-Kriterien sind seit Juli 2020

aktiv bzw. ein neuer Aspekt wird derzeit getestet

Untet folgenden Umstäüdai  sind Mikm-C)V Fahiteri moglidi  (Land Steiermaik  202ü)

J IDas Marketing, die Evaluierung, Berichtslegungund das Monitoringwird

'künftig nichtmehrvom Betreiber, sondern von der Region selbstübereine

eigenePerson beim Regionalmanagement hauptverantwortlich und

verlässi:ch gesteuert.

J Es@iitaIleBiirgerInnendesBediengebietesgezieltüberdie Neuerungenxu

:infarm:eren und Anreiie xurNeukundengewinnungxu sehaffen.

J DaxuwirdeintransparenterMarketingpIan in2usammenarbeitmitden

'Gemeindenvefolgt.

i wenn mnervib  von +/-3(1 »muren zum gewünschren pbrahriszei>urm  hem öV pngebot
vorhanden äi

i Wenn vmerharb von *i-sv u=ubn  zum gewunschien pbravszer>unw  em öv angebor
vürhanden isf und der Furlseg zu zumimesl einer der beiden relevanien ÖV-Hallesleuen
[Eins(Iegs-oderAusshegshaNdeIIe]längerals50ünusl,darfdeMikm-OVFaMbrsmrbzw  von
der n=Ths!en ÖV Ha«eslefie. oder unler RücksicNnalime folgender Knlenen. aurh zur Gänze

angebobn vterden

f)sptemrelIeÖV-Skreae(exkl  aIlfäIIigerFußuiege)bekäglyverügeraIs7km

J r)e(aIsächkhmrkkghleWegesh'eckemi[demMrkro-ÖV(vonHaIIepunkizuHaIIepunkl
das Mrkro-ÖV oder V(fö der nächs[gelegenan E!ns[legs- mr Ausshegshal[eslelle des ÖV)
belrägl werngerals 7km.

v zur eetbmemng vr»n mobimaseingeschranhren personen, aie auch m aen zeiren rrHicher  Öv-
Verbmdungen miffels Hausabholung bnv  Hausbnngung rnnerhalb der oben beschnebenen
Enhmungen  zu brw von den Ha«epunklen beBrdert werden k5nnen

5. OV-2eitkartenbesitxererhaltentarifIieheVergünstigungen 6, Der Finanzierungsschlüssel rwisehen den teilnehmenden

Gerneinden und der Region wird neu aufgesetzt

]Zeitkarten  des Verkehrsverbundes Steiermark werden in der

entsprechenden Zone anerkannt

J Als Komfortxuschlag werden %e Fahrt entlang des 3. Personenintervalls des
GUSTmobil Tarifes distanxabhängig nur 1,SO€, 2,5CK, 3,S[X oder 4,50€ pro

Person verlangt.

J Folgende 2eitkarten sind davon betroffen:

i' )ameskarie

J Halbjahteikarte

J Top TicketSföiilerlnnen  & Studierende

Pibr  !I}l0  q  Pmin

J 31von36GemeindensindderxeitaneinerWeiterführunginteressiert!

J FinanzierungsschlüsselNEUfürVerkehrsunternehmer-Kosten:

J 4.0[)0€ p.a.SockelbeitragproGemeinde

J RestverhältnisrnäßignaehFahrtenauftragsanteilen(gesamt733.530€ p.a.)

'l 1ährIicheAnpassungderAnteileproGemeindefürdasFolgejam

J Systemkosten werden von der Region getragen und finanziert:

Callcenter, Personal und Lizenxgebühren (gesamt 222.000€ p.a.)

I Auftraggeber und Vertragspartner mit dem künftigen Betreiber wird

nicht meh2ede Gemeinde selbst sondern das Regionalmanagement
sein.
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Die Fahrten  werden  von  Sammelhaltepunkt  zu

Sammelhaltepunkt  durchgeführt.

Ausgenommen  sind  mobilitätseingeschränkte  Personen

(Hausabholung).

Gebucht  werden  kann  via  Telefon  und  App.

Der  Tarif  bleibt  gleich.

Sollte  ein  neuer  Betreiber  den  Zuschlage  erhalten,  werden  die

bestehenden  Haltepunkte  überklebt.

Der  Name,,GUSTmobil"  gehört  der  Region  und  bleibt  in jedem

Fall erhalten!

Die  geänderten  Rahmenbedingungen  wurden  bereits  im  Rahmen  einer  Ausschusssitzung  vorgestellt,

die  Kosten  für  die  Verlängerung  des Anrufsarnmeltaxis  stellen  sich  wie  folgt  dar:

Für  die  Übergangslösung:

)jbergangsläsung  GUSTmobil  für  26  Gemeanderr

lJnner  - April  )!fö1  14 1111onat4 [74  RStEeGi'roisNcAhelMr ZAeNnAtGraElMraEuNmT

GesamtflnaniIeningsbedaif  3 Monaje

GsamHInanzierungibedarf(}pt!oii  + I  Monat

1)15.159.78 €

6L7L9,93  €

2W. €71).71 €

aollquol  vomJahreuotkeIbeIlmq € 4.0ü0,-  pmGtmemde
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Für  den  dreijährigen  Dauerbetrieb  ab Mai  2021:

2USTmobi13 Jahre Dauerbetrieb für 31 Gemeinden
Mal  2C)21 bis  Aprll  2C124 (7'4  RStEeGi'roisNcAhelMr ZAeNnAtGraEIMraEuNmT
BerechnungsgruiidlaBe  Dauerbetrieb, brutto
GesamtfInanzieiungsbedaf

davon  Reglonalmanagement

Finanzlerungsbedaf  Gemeinden

2.866.5%,00  €

666.000,CK)  €

2.200.590,00  €

Die  Auslasfüng  für  das GUSTmobil  in  der  Gemeinde  ist  bislang  nicht  zufriedenstellend.  Mit  derNeu-

ausrichfüng  und  der  Neuaufstellung  der  Kosten  hofft  die  Gemeinde  aber  doch  auf  eine  gute  Zukunft.

Die  einzelnen  Parameter  und  auch  Kosten  werden  erläutert  und  diskutiert.

Antrag  und  Beschluss:

GR  Zimmer-Dietrich  stellt  den Antrag,  zu den  o. a. Rahinenbedingungen  eine  Übergangslösung

für  das GUSTmobil  für  den  Zeitraum  Jänner  bis  April  2021  mit  zu erwartenden  Kosten  fiir  die  Ge-

meinde  von  € 4.751,71  zu  beschließen.

Diese  Kosten  setzen  sich  aus einem  Sockelbetrag  (€ 1.333,00)  und  einem  famenauftragsbezogenen
Anteil  (€ 3.418,38)  zusarnmen.  Der  fahrtenauftragsbezogene  Anteil  kann  sich  bei  der  Jahresabrech-

nung  noch  geringfügig  ändern.

Für  diese  Kosten  gibt  es entsprechende  Förderungen:

Die  Kosten  für  die  Gemeinde  abzüglich  der  Förderungen  belaufen  sich  auf  € 2.375,86.

Weiters  wird  auch  die  Teilnae  am 3-jährigen  Dauerbetrieb,  beginnend  ab Mai  2021  bis  April

2024  zu den o. a. Rahmenbedingungen  beantragt.

Die  Kosten  dafür  belaufen  sich  hier  auf  € 38.426,387  für  die  drei  Jahre,  auch  diese  Kosten  wären

heute  zu beschließen.
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Diese  Kosten  setzen  sich  ebenfalls  aus einem  Sockelbetrag  (€ 12.000,00)  und  einem  fahrtenauf-

tragsbezogenen  Anteil  (€ 26.426,37)  zusammen.  Der  fahrtenauftragsbezogene  Anteil  kann  sich  bei

den  jeweiligen  Jahresabrechnungen  noch  geringfügig  ändern.

Auch  für  diese  Kosten  gibt  es entsprechende  Förderungen:

Die  Kosten  für  die  Gemeinde  abzüglich  der  Förderungen  belaufen  sich  für  diese  drei  Jahre  auf

€ 23.055,82.

Zusätzlich  zur  Erläuterung:

Die  Kosten  fiir  das Jahr  2021  für  die  Gemeinde  für  das GUSTmobil  belaufen  sich  auf  insgesamt

€ 13.290,90  ohne  Förderungen,  bzw.  auf  € 7.499,37  abzüglich  der  Förderungen.

Die  Anträge  werden  vom  Gemeinderat  einstimrnig  angenornmen.

Punkt  19.)  Beratung  und  Beschlussfassung  darüber,  dass  der  Gemeinderat  im  Interesse  der

Zweclanäßigkeit,  Raschheit,  Einfachheit  und  Kostenersparnis  das  ihm  gemäß

§ 43,  Abs.  2, lit.l.  der  Stmk.  GemO  idgF.  zustehende  Beschlussrecht  in  An-

spruch  nimmt,  durch  Verordnung  dem  Gemeindevorstand  den  Enverb  und  die

Veräußerung  von  beweglichen  Sachen  sowie  die  Vergabe  von  Bau-,  Liefer-  und

Dienstleistungsaufträgen,  im  Rahmen  des  Voranschlages  zu  übertragen,  wenn

die Kosten  (bei regelmäßig  wiederkehrenden  Vergaben  die iährlichen  Kosten)
im  Einzelfall  drei  Prozent  der  Summe,,Erträge  des  Ergebnisvoran-schlages  Ge-

samthaushalt"  des laufenden  Haushaltsiahres  nicht  übersteigen

Der  Bürgermeister  berichtet  über  den  geplanten  Beschluss  und  erläutert  auch  die  Hinterginde  dazu.

Gerade  in der  derzeitigen  Krisenzeit  ist  es wichtig,  im  Rahmen  der  Gesetze  rasch  Entscheidungen

treffen  zu  köru'ien.

Daher  steht  heute  im  Interesse  der  Zweckmäßigkeit,  Raschheit,  Einfachheit  und  Kostenersparnis  eine

Ausweifüng  der  Möglichkeiten  des Gemeindevorstandes  auf  der  Tagesordnung.  Die  Gemeindeord-

nung  sieht  eine  solche  Möglichkeit  auch  vor,  dazu  ist  eine  entsprechende  Verordnung  zu  beschließen.

Im  Zuge  der  Diskussion  wird  auch  daiber  dislcutiert,  dem  Vorstand  auch  die  Möglichkeit  des Ab-

schlusses  von  Miet-  und  Pachtverträgen  im  Rahmen  der  Verordnung  einzuräumen.  Dazu  müsste  al-

lerdings  der  Beschluss  im  Zuge  eines  Abänderungsantrages  ausgeweitet  werden.

Es wird  dariiber  diskutiert,  wie  der  Gemeinderat  vor  dem  Abschluss  von  Miet-  und  Pachtverträgen

informiert  wird  bzw.  die  Möglichkeit  bekornrnt,  darüber  im  Vorfeld  auch  mitzudiskutieren.

Man  kommt  nach  einiger  Diskussion  daiber  'überein,  dass  vor  einem  etwaigen  Vorstandsbeschluss

für  einen  Miet-  oder  Pachtvertrag  zwingend  eine  Ausschusssitzung  abzuhalten  ist.

Im  Anschluss  zu  Diskussion  stellt  der  Bürgermeister  einen  Abänderungsantrag  zu  diesem  Tages-

ordnungspunkt:

Es soll  die  bestehende  Formulierung  des Tagesordnungspunktes  19.)  der  heutigen  Gemeinderatssit-

zung  dahingehend  ergänzt  werden,  dass  der  Gemeinderat  dem  Gemeindevorstand  gemäß  §43,  Abs.

2, Ziffer  6 der  Strnk.  GemO  idgF.  im  Interesse  der  Zweckmäßigkeit,  Raschheit,  Einfachheit  und  Kos-

tenersparnis  auch  das ihm  zustehende  Beschlussrecht  über  den  Abschluss  und  die  Auflösung  von

Miet-  und  Pachtverträgen  durch  Verordnung  überträgt.

Der  .!!intrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenomrnen.
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Abschließend  wird  dar'über  diskutiert,  diese  Verordnung  auch  zeitlich  zu  begrenzen.  Der  Bürgermeis-

ter  schlägt  hier  vor,  die Verordnung  nach  zwei  Jahren  dahingehend  zu pifen,  ob sie in dieser  heute

beschlossenen  Form  noch  benötigt  und  gewünscht  ist.

Dazu  kornrnt  man  überein,  dass diese  Verordnung  spätestens  Mitte  2022  vom  Gemeinderat  zu evalu-

ieren  ist.

Antrag  und  Beschluss:

GR'  FrauRuckenstuhl  stellt  den  Antrag,  dem  Gemeindevorstand  gemäß  §43,  Abs.  2 der  Stmk.  GemO

idgF.  folgende  Beschlussrechte  mittels  nachstehender  Verordnung  zu  übertragen:

V  E  R O R DNU  NG

Der  Gemeinderat  der  Marktgemeinde  Vasoldsberg  hat  in seiner  Sitzung  am 16. Dezember

2020 beschlossen, im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostener-
sparnis, nachstehende Angelegenheiten gemäß § 43 Abs. 2 der Steiermärkischen Gemeinde-
ordmmg  1967  in der  geltenden  Fassung  dem Gemeindevorstand  Zu iibertragen:

1. Den Erwerb und die Veräußerung von beweglichen Sachen im Rahmen des Voranschlages
im Einzelfnll bis zu einem Betrag von drei Prozent der Summe,,Erträge des Ergebnisvoran-
schlages Gesamthaushalt" des lavtfendert Haushaltsjahres;

2. Die Vergabe von Bau-, Liefer- vmd Dienstleistungsavtfträgen im Rahmen des Voranschla-
ges, wenn die Kosten (bei regelmäßig wiederkehrenden Vergaben die jährlichen  Kosten) im
Einzelfall drei Prozent der Summe,,Erträge des Ergebnisvoranschlages Gesamthaushalt"
des laufenden Haushaltsjahres nicht iibersteigen;
3. Den Abschluss und die Attflösung von Miet- und Pachtverträgen;
Dazu  ist  vorher  eine  Ausschusssitzung  abzuhalten.

Diese Verordnung tritt  gemäß § 92 der Steiermärkischen Gemeindeordmmg 1967 idgF mit
dem auf  den Ab1a4  der 2-Mjchigen Krmdmachungsfrist folgenden Tag in Kraft.
Spätestens  Mitte  2022  mttss  der  Gemeinderat  diese Verordnung  evahtieren.

Für  den Gemeinderat:

Der  Biirgermeister:

(Johann Wolf-Maier)
Angeschlagen  am:

Abgenommen  am.'

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstirnmig  angenornrnen.

Punkt  20.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Annahme  der  Beitritts-  und  Zustimungs-

erklärung  betreffend  Reprografievergütung  gem.  §42b  Urheberrechtsgesetz

Im  Rahmen  von  Gesprächen  des Gemeindebundes  mit  den  Vertretern  der  Literar-Mechana  und  dem
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Land  Steiermark  wurde  gnindsätzliche  Einigkeit  darüber  erzielt,  dass  den  schulerhaltenden  Gemein

den die  Möglichkeit  geboten  wird,  dass  die  zu  leistende  Reprografievergütung  über  das  Amt  der  Stei-

ermärkischen  Landesregierung  erinittelt  und  direkt  an die  Literar-Mechana  abgefiihrt  wird.  Die  je-

weiligen  Gemeindebeiträge  würden  dabei  bei  den  Ertragsanteilen  einbehalten.

Mit  dieser  Erklärung  würde  die  Gemeinde  -  unabhängig  davon,  ob bereits  ein  gesonderter  Vertrag

mit  der  Literar-Mechana  betreffend  die  Reprografievergüfüng  abgeschlossen  wurde  oder  nicht  -  dem

Vertrag  zwischen  den  Verwertungsgese11schaften  und  dem  Land  Steiermark  beitreten.  Inhaltlich  ist

dieser  Vertrag  mit  dem  bereits  mit  der  Literar-Mechana  abgeschlossenen  Vertrag  im  Wesentlichen

ident,  insbesondere  im  Hinblick  auf  die  vereinbarten  Tarife.

Es wird  daher vom  Gemeindebund  empfohlen  die Beitritts-  und Zustimmungserklärung  im  Gemein-

derat zu beschließen,  da damit  die einfachere  Vergütungseirföebung  möglich  ist.  Das  neue  Abrech-

nungsmodell  könnte  bereits  für  das Schuljahr  2020/2021  zur  Anwendung  gelangen.

Antrag  und  Beschluss:

GR Martin  Konrad  stellt  den Antrag,  nachstehende  Beitritts-  und Zustirnmungserklärung  betreffend

Reprografievergüfüng  gem.  §42b Urheberrechtsgesetz  wie  folgt  anzunehmen:

Marktgemeinde  Vasoldsberg

(lm Folgenden:  Gemeinde)

BEITRITTS-  UND  ZUSTIMMUNGSERKLÄRUNG

Reprografievergütung  gem.  § 42b  Urheberrechtsgesetz

1.  Die  Gemeinde  ist gesetzlicher  Schulerhalter  im Sinne  § 2 Stmk.  PflichtschuIerhaItungsG
2004.

2.  Entsprechend  dem  GR-Beschluss  vom  16.  Dezember  2020  tritt  die Gemeinde  dem

Rahmenvertrag  aus  dem  Jahr  2014,  geschlossen  zwischen  dem  Land  Steiermark  und
den  VerwertungsgeseIIschaften,  bei.

3.  Die  Gemeinde  stimmt  zu, dass  der  den  VerwertungsgeseIIschaften  gemäß  § 42b  Abs

2 Z 2 UrhG  gegenüber  der  Gemeinde  zustehende  Vergütungsanspruch  samt  gegebe-

nenfalls  fälliger  gesetzlicher  Umsatzsteuer  vom  Amt  der  Stmk.  Landesregierung  von  den

Ertragsanteilen  dieser  Gemeinde  einbehalten  und  an die  Verwertungs-geseIIschaften
abgeführt  wird.

4.  Der  Nettobetrag  gemäß  Punkt  4. des  vorgenannten  Rahmenvertrages  betrug  im Schul-

jahr  201  9/20  EUR  O,515  pro  Schüler  und  Jahr  und  unterliegt  der  laufenden  Wertsiche-

rung  nach  dem  VPI  2010  (Vergleichsmonat  Oktober2012).

5.  Sollte die  Gemeinde  betreffend  § 42b  Abs.  2 Z 2 UrhG  bereits  einen  Einzelvertrag  mit  den

VerwertungsgeseIlschaften  geschlossen  haben,  wird  dieser  durch  die gegenständliche  Bei-
tritts-  und  ZustimmungserkIärung  ersetzt.

6.  Dieser  Beitritts-  und  ZustimmungserkIärung  liegt  der  GemeinderatsbeschIuss  vom  16.  De-
zember  2020  zugrunde.

am

Für die Gemeinde:

Der  Bürgermeister:
Stampiglie

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  mehrheitlich  angenomrnen.
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Dagegen  stimi'nte  GR  Neuhold.

Punkt  21.)  Beratung  und  Beschlussfassung  über  Erlassen  einer  50  km/h-Geschwindigkeits-

beschränkung  - ,,Steinbergstraße  - Bereich  Steinbergstraße  53"

Die  bestehende  50 kmfö-Geschwindigkeitsbeschränkung  in der Steinbergstraße  im Bereich  des

Wohnhauses  Steinbergstraße  53 ist  neu  zu erlassen,  weil  der  derzeitiger  Endpunkt  dieser  Beschrän-

kung  im  Bereich  Steinbergstraße  53 verändert  werden  muss,  da genau  im  Bereich  des jetzigen  En-

des/des  jetzigen  Anfangs  der  Geschwindigkeitsbegrenzung  eine  neue  Einfahrt  zu einem  Baugnind-

sfück  vorgesehen  ist.

Die  Marktgemeinde  Laßnitzhöhe  hat  bereits  eine  gleichlautende  Verordnung  dazu  erlassen.  Dies  des-

halb,  da die  Gemeindegrenze  zwischen  Laßnitzhöhe  und  Vasoldsberg  in diesem  Bereich  mitten  in

der  Fahrbahn  der  Steinbergstraße  verläuft.

Der  Bereich  der  neuen  Begrenzung  wird  lcurz  vorgestellt:

Antrag  und  Beschluss:

GR  Ing.  Kaps,  BEd.  stellt  den  Antrag,  in einem  Teilbereich  der  Steinbergstraße  eine  50 lanfö-Ge-

schwindigkeitsbegrenzung  zu  erlassen  und  dazu  folgende  Verordnung  zu  beschließen:

GZ. .- 612/V0-001-2020/Lin Vasoldsberg  am 16.12.2020

Betr.: 50 km/h Geschwindigkeitsbeschränkrmg-,, Steinbergstraße- Bereich Steinbergstraße 53"

Ve  r o r d ri u n g

Der Gemeinderat  der  Marktgemeinde  Vasoldsberg  hat in der Sitzung  vom  16.12.2020  im

Sinne der §§ 40, 41, 45 der Steiermärkischen  Gemeindeordmmg  1967, LGBl 15/2012 idgF,

als die gemäß § 94d der Straßenverkehrsordnung 1960 -  StVO BGBl I  50/2012 idgF, zustän-
dige BeMrde gemäß § 43 Abs 1 lit b Z l StVO zur Sicherheit, Leichtig- und Flüssigkeit des
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sich bewegenden Verkehrs, sowie aus Gründen der Ordnung folgende dauernde Verkehrs-
beschränkung  angeordnet.'

1. Im Zuge der Steinbergstraße wird  für  den Streckenabschnitt beginnend von Steinberg-
straße Grst.Nr. 1471, KG 63266 Premstätten -  Grenzvermessungspunkt 2604 bis Stein-
bergstraße -  Grst.Nr 1107/1, KG 63250 Laßnitzhöhe (Grenzvermessungspvmkt 981 7)
das Uberchreiten der Fahrgeschwindigkeit  V07? 50 ktn/h für  beide Fahrtrichtungen  ver-
boten  (Erweiterung  der  bestehenden  50 km/h  Beschränkung).

2. Von der Marktgemeinde LaßnitzMhe  wirdfür  den auf  ihrem Gemeindegebiet befindli-
chen  Gemeindeweganteil  eine  gleichlautende  Verordmmg  erlassen.

Gemäß § 44 Abs I StVO wird  diese Verordnung durch Anbringen der entsprechenden Stra-
ßen-verkehrszeichen geMrig  kundgemacht, sie tritt  mit dem Zeitpunkt der Anbringung  der
Verkehrs-zeichen in Kraft.
Diese Verordnung ist gemäß § 52 lit. a Z 1 0a StVO (,, Geschwindigkeitsbeschränkung  -  Er-

laubte Höchstgeschwindigkeit)  vmd gemäß § 52 lit  a Z I Ob StVO (,, Ende der Geschwindig-
keits-beschränkvmg')  kundzumachen.

Gleichzeitig  treten  alle  Verkehrsbeschränkungen,  die mit  dieser  VO im Widerspruch  stehen,

außer Kraft.
Der  Bürgermeister

Johann  Wolf-Marer

Der  Antrag  wurde  vom  Gemeinderat  einstimmig  angenoinmen.

Punkt  22.)  Allfälliges

a. Der  Bürgermeister  ladet  die Gemeinderäteinnen  ein, die an den  jeweiligen  Tischen  stehenden

Weibnachtssterne  mit  nach  Hause  zu nehrnen.  Diese  wurden  von  der  Gärtnerei  Leitner  in  Raaba-

Grambach  gespendet.

b.  Der  Bürgermeister  berichtet  auch  über  eine  abgeschlossene  Vereinbarung  für  den  Ausbau  eines

alten  Gemeindeweges  im  Bereich  des Autohauses  Posch  in Breitenhilm.  Ein  Teil  des Rohaus-

baues  wird  von  einem  Bauwerber  finanziert  und  geht  nach  dem  Rohausbau  sofort  in  das Eigenfüm

der Gemeinde  über,  die  Gemeinde  selbst  baut  das restliche  Teilsfück  aus und  finanziert  auch  die

komplette  Asphaltierung  des auszubauenden  Teilsfückes.

c. Dr. Waldhuber  regt  das Verlegen  von  Rasengittersteinen  im  Bankettbereich  an, speziell  in der

Talstraße.  Der  Bürgermeister  verweist  in diesem  Zusarnmenhang  auf  eine  mögliche  zusätzliche

Lärmbelastung  und  Problemen  bei  der  Schneeabfuhr.

d. Vorstandsmitglied  Kaufmann  regt  die  dringend  erforderliche  Erneuerung  des Bodens  im  Veran-

stalfüngszentrum  bei Veranstaltungen  an. Der  jetzige  Holzboden  ist nicht  mehr  geeignet.  Der

Bürgermeister  berichtet,  dass er bereits  seit  längerem  nach  einer  Alternative  dazu  sucht.

Punkt  23.)  Personelles

(nicht öffentlich vmd vertraulich  gemäß §59, Stmk. GemO)

Abgelegt  im  eigenen  Ordner.
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Punkt  24.)  Bericht  des Prüfungsausschusses  über  das 3. Quartal  2020

Der  Bürgermeister  ersucht  den Obmaiu'i  des Pifungsausschusses  GR  Mag.  Rupp  um  seinen  Bericht.

Dieser  legt  den  Bericht  vor:

B333fff. Pfülbericlit 3.Quiutii1 2020

AnWesend:  GR  BallSCh  &lanuel,  GR  Ricbercr  Pelet,  GR  Barloska  Pl:tlT,  GR  Ing.  Gfüflle(  K8pS,

GR  Sarali  Ruckcnlsuhl,  GR  Jürgcn  Ncuhold,  GR  Miig.  Giirhard  Rripp

lEnlschuldigl:  GR  Rutlol{  Zimmcr-Dic(ricli,  Viclüria  Sclxigerl

Protokoll:  Sckr.  Adlcr

Prüfüngszeitraum:  von  01.07.  -  30.09.2020

l.  Hr.  Miig.  Rtipp  Gcföaid  eröl'l'nele  dic  Sihung  uni  18.01  Uhr  ruid  slellte  dic

Besclilussfuhigkeit  rcst.

2. Prüfung 3. Quarial 2020:
Anfösslich dci licute siattBcrundcncn Kassenprüfüng übcr das 3. Quarlül 2020 ri'uidcn
folgendc Fcslstcllungcn gclroiTcn:

Summen mth  2ah1unxiweg

8ai  2.961.4S l1S«KI  !äJ6R.ö2  M9.98  S431.S5  2.486.4)

BAWAGPtK 453]31.54  462.}79.Oi4.9l)löl6.l))ß005i98S.l7)0!4.5'l47l.00t.17
BAWAGPSKMt  8890.46  148,3S 910),'17  4,'1ö 269A  90)),g1

8ankkonto

Venethnunt
Venechnung

.144.441.D8 462.527.404.9ll).349.(l9780.(l60.U5.371323.6!-46l.974.i6

1ö7494A919.)41,84  10i494,OS919.341,84 0.(»
107.4941)S919.U3j14  107.4!14.Ot919J41J4  ü.(K)

Rüdlige  Müll O.IXI

Rüdlüee Mühdtuith  s.ooo.oo
Riltkltge  Kinil  30 [XX).OO
N4ütk1ige  8S101 0.OI)

lnifönthillungiilkkJeöQ
lnilin!hiltungiAtkliteO.(K)
lniföndhrlfünginltklite0Q

8Z )lütellrndithule  O.I»
Rüt}li(e  XlqA 8Z O.(II)
ZahIuntimlttilietne  15.(XX1.0ö

O.(IO
O.OO
OQ
O.(K)
O.OO
ö.lIll)
O.OO
ü.OO
OpO

öl»

O,(IO
5 000.Oi)
30 0[X).IX)
O,OI)
ö,OO
O.OO
a(K)
O.OO
Q,OO

35.01)0.IX1

a(lO
ü.(lO
Q(XI

O.(j)
O.OO

a(j)
O.[)O

a(lO
ö,lXl

(ki)ü

O,(X)
O.iXl
aöO
O.OO
O.OO
ö.Oö
O.(jIl
ü.OO
O,OO

O.I)I)

O.Oü
5 0[XI.I)I)
30 0Dö.OO
i).[X)
O,(j)
O.m
aO[)
alXl
O,(Q
I!i.(N)ü.»

Geiaml  4ö6.479.63

Die Gcbarungssummcn  pcr 30.09.2020  wurdcn  fiberprüft  und deren Vollsländigkcil  und

Ric}itigkeit  bcsi:iiigt.

Nacli  Durchsiclu  dcr[)mcrlagcn  wurdcn  [olgcndc  ,i\iuncrkungcn  dcs Pz'( faesigelia)icn:

K/V291  ktirzfr.  überbr€icktingsliil[c:
i'tir ivelchen Zwcck ii'urde dic Überbrticktingsltilfe gewiihrl? zlufüaelchcr GrundlaHc'?

3. A1lf'füliges:  F[ir  die niidiste  Sitzung  sol)en  die Unterlagen  über  dic Koslcn  betrcffcnd

Jtigendzentrtiin  vorbereitet  sein und cinc Auskunttsperson  cingcladen  svcnlctt.  Dic

iföchste  Sitzung  wird  l'tlr 27.0).2021  anbcraumt.

l)er  Obmann  schließt  dic  Sitzting  um 19.30  Ulir.

Zum  KA/291  kurzföstige  Überbickungshilfe  erläutert  der  Bürgermeister,  dass es sich  hierbei  um

eine  kurzfristige  finanzielle  Hilfe  gehandelt  hat. Er war  allerdings  über  die  Abwicklung  der  Hilfe
nicht  ganz  glücklich  und  möchte  diese  im  nächsten  Fall  eventuell  mittels  Gutscheinen  abwickeln.

Ein  Beschluss  des Gemeindevorstandes  zu dieser  {Jberbickungshilfe  wurde  auch  nachgeholt.

Nachdem  die  Tagesordnung  abgearbeitet  wurde  und  keine  weiteren  Punkte  zu behandeln  wa-

ren,  dankt  der  Bürgermeister  für  die  Mitarbeit  und  gute  Zusammenarbeit  in diesem  nicht  ein-

fachen  Jahr  und  schließt  die  Sitzung  um  21.20  Uhr.

Er  gibt  noch  kurz  bekannt,  dass er die  heuer  entfa}lende  Gemeindeweihnachtsfeier  in Form

eines  kleinen  Ausfluges  im  nächsten  Jahr  nachholen  möchte.
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Ende  der  Sitzung  : 21.20  Uhr

F.d.R.d.A.:
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